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ZUSAMMENFASSUNG 

Die Richtlinie 2012/28/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Ok-
tober 2012 über bestimmte zulässige Nutzungen verwaister Werke schafft einheitli-
che Rahmenbedingungen für die Digitalisierung und Veröffentlichung von sogenann-
ten verwaisten Werken im Internet. Verwaiste Werke sind Werke wie Bücher, 
Zeitungs- und Zeitschriftenartikel sowie Filme, die noch urheberrechtlich geschützt 
sind, aber deren Autoren nicht bekannt sind oder nicht gefunden bzw. kontaktiert 
werden können, um die urheberrechtliche Zustimmung einzuholen. Zahlreiche 
Sammlungen europäischer Bibliotheken enthalten verwaiste Werke. Diese könnten 
ohne einheitlichen Rechtsrahmen vielfach nicht digitalisiert und im Internet zugäng-
lich gemacht werden. 

Ziel der Richtlinie ist die Schaffung eines Rechtsrahmens, damit ein rechtmässiger, 
grenzüberschreitender Online-Zugang zu verwaisten Werken, die sich in digitalen 
Online-Bibliotheken oder –Archiven befinden, möglich wird, wenn diese verwaisten 
Werke im Einklang mit dem Auftrag solcher Einrichtungen im öffentlichen Interesse 
genutzt werden.  

Damit ein Werk den Status als verwaistes Werk erhält, sollen Bibliotheken, Bildungs-
einrichtungen, Museen und Archive, im Bereich des Filmerwerbs tätige Institute und 
öffentlich-rechtliche Rundfunkanstalten verpflichtet sein, eine vorhergehende sorg-
fältige Suche gemäss den Anforderungen der gegenständlichen Richtlinie in dem 
Mitgliedstaat durchzuführen, in dem das Werk zuerst veröffentlicht wurde. Sobald 
bei der sorgfältigen Suche der „Waisenstatus“ eines Werks festgestellt wurde, soll 
das betreffende Werk im Europäischen Wirtschaftsraum als verwaistes Werk gelten, 
wodurch eine mehrfache Suche vermieden wird. Auf dieser Grundlage wird es mög-
lich sein, verwaiste Werke zu kulturellen und bildungspolitischen Zwecken ohne eine 
vorherige Zustimmung online zur Verfügung zu stellen. Für einen Rechtsinhaber be-
steht jederzeit die Möglichkeit den Waisenstatus zu beenden. 

ZUSTÄNDIGES MINISTERIUM 

Ministerium für Inneres, Justiz und Wirtschaft 

BETROFFENE AMTSSTELLE 

Amt für Volkswirtschaft 
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Vaduz, 25. März 2014 

LNR 2014/245 

1. AUSGANGSLAGE/ANLASS DER VORLAGE 

Verwaiste Werke sind urheberrechtlich geschützte Werke, deren Rechtsinhaber 

nicht bekannt oder nicht lokalisierbar sind, so dass sie nach geltendem Recht nicht 

genutzt – etwa digitalisiert – werden können. Gerade bei älteren Beständen in Ar-

chiven, Museen und Bibliotheken sind verwaiste Werke ein häufiges Phänomen.  

Im Oktober 2012 wurde deshalb die EU-Richtlinie über die Nutzung verwaister Wer-

ke verabschiedet.  

Die Richtlinie 2012/28/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Ok-

tober 2012 über bestimmte zulässige Nutzungen verwaister Werke (in der Folge 

Richtlinie) befindet sich derzeit in der Übernahme in das EWR-Abkommen. Die 

Richtlinie sieht eine Frist bis 29. Oktober 2014 vor, innerhalb derer die EU-

Mitgliedstaaten ihre nationalen Umsetzungsvorschriften zu erlassen haben. In 

Liechtenstein bestimmt sich das Umsetzungsdatum nach dem Inkraftsetzungsdatum 

des Beschlusses des Gemeinsamen EWR-Ausschusses zur Übernahme der Richtlinie 

in das EWR-Abkommen. 

2. SCHWERPUNKTE DER RICHTLINIE 

Nach dem Urheberrechtsgesetz und den europäischen Vorgaben ist die Nutzung 

eines Werkes grundsätzlich nur mit Zustimmung des Urhebers zulässig. Die Digitali-

sierung urheberrechtlich geschützter Inhalte und das Zur-Verfügung-Stellen im In-

ternet erfordert regelmässig eine rechtliche Abklärung hinsichtlich des Vervielfälti-

gungsrechts und des Rechts der öffentlichen Zugänglichmachung. Werke, bei denen 

der Rechtsinhaber nicht ermittelt werden kann oder nicht auffindbar ist (verwaiste 
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Werke), drohen deshalb dem kulturellen Erbe verloren zu gehen. Bei Werken, die 

von mehreren Urhebern geschaffen wurden, wirkt sich zudem die Nichtauffindbar-

keit eines einzigen Rechtsinhabers zu Lasten aller anderen aus: Das Werk kann ins-

gesamt nicht genutzt werden, auch wenn alle übrigen Rechtsinhaber das Werk ver-

werten möchten. Auch wenn verlässliche Zahlen nur schwer zu ermitteln sind, ist 

davon auszugehen, dass bei einem beachtlichen Prozentsatz der Werke die Rechts-

inhaber nicht mehr bekannt oder auffindbar sind. Dies darf jedoch nicht dazu füh-

ren, dass diese Werke dem kulturellen Erbe verloren gehen. 

Mit dem vorgelegten Gesetzesentwurf soll daher das Urheberrecht für die Nutzung 

von verwaisten Werken den Bedürfnissen der Informationsgesellschaft entspre-

chend im Interesse des Gemeinwohls fortentwickelt und die Richtlinie in liechten-

steinisches Recht umgesetzt werden. Die hierzu vorgeschlagenen Änderungen des 

Urheberrechtsgesetzes (URG) beschränken sich auf die zwingenden Vorgaben der 

Richtlinie.  

Den Vorgaben der Richtlinie entsprechend soll hierfür in den Art. 31a ff. URG die 

Nutzung verwaister Werke gesetzlich für zulässig erklärt und damit eine neue 

Schrankenregelung eingeführt werden. Der vorgelegte Entwurf schafft die gesetzli-

chen Voraussetzungen dafür, dass nicht nur gemeinfreie Werke sowie Werke, deren 

Rechtsinhaber bekannt sind und von denen die erforderlichen Lizenzen erworben 

werden können, sondern auch die verwaisten Werke digital im Internet zugänglich 

gemacht werden können.  

Die Richtlinie sieht in Artikel 6 Absatz 1 und 2 vor, dass die Mitgliedstaaten es so 

genannten privilegierten Institutionen durch eine Schrankenregelung ermöglichen, 

verwaiste Werke zu digitalisieren und online zu stellen. Privilegierte Institutionen 

sind nach Artikel 1 der Richtlinie Bibliotheken, Bildungseinrichtungen, Museen, Ar-

chive, Film- oder Tonerbeinstitutionen, die der Öffentlichkeit zugänglich sind und 

zum Gemeinwohl errichtet wurden. 
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Darüber hinaus sind auch die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten der Mit-

gliedstaaten nach Artikel 1 Absatz 2 Bst. c der Richtlinie privilegiert. Eine Erweite-

rung der Schrankenregelung auf weitere Privilegierte sieht die Richtlinie nicht vor.  

Nach Artikel 1 der Richtlinie sind alle urheberrechtlich geschützten Print-, Film- so-

wie audiovisuellen Werke und Tonträger erfasst, die sich in den Sammlungen der 

jeweiligen Institutionen befinden (Bestandsinhalte). Für öffentlich-rechtliche Rund-

funkanstalten sind Eigenproduktionen für die Zeit vor dem 1. Januar 2003 erfasst. 

Erfasst sind nach Artikel 1 Absatz 2 grundsätzlich nur veröffentlichte Werke oder, 

wenn sie nicht veröffentlicht wurden, Werke, die gesendet wurden. Allerdings er-

möglicht Artikel 1 Absatz 3 der Richtlinie in engen Grenzen auch die Digitalisierung 

und öffentliche Zugänglichmachung von Bestandsinhalten, die bisher weder veröf-

fentlicht noch gesendet worden sind. So soll eine Nutzung auch solcher Inhalte ei-

ner Institution möglich sein, die ihr mit Zustimmung des Rechtsinhabers überlassen 

wurden, um sie der Öffentlichkeit zugänglich zu machen. 

Die von Artikel 6 der Richtlinie vorgesehene, neue gesetzliche Nutzungserlaubnis 

erweitert den bisherigen Schrankenkatalog der Urheberrechtsrichtlinie 2001/29/EG. 

Die neu in die nationalen Rechte einzufügende Schrankenregelung soll nach den 

Vorgaben von Artikel 2 der Richtlinie nur dann greifen, wenn ein oder mehrere 

Rechtsinhaber auch nach einer sorgfältigen Suche in dem Mitgliedstaat, in dem der 

Bestandsinhalt erstveröffentlicht oder erstgesendet wurde, nicht bekannt sind oder 

– selbst wenn sie bekannt sind – nicht aufgefunden werden konnten. Für Bestands-

inhalte mit mehreren Rechtsinhabern stellt Artikel 2 Absatz 2 der Richtlinie klar, 

dass grundsätzlich auch „teilverwaiste“ Werke von der neuen Schrankenregelung 

erfasst sind, allerdings nur dann, wenn von den bekannten Rechtsinhabern eine 

Nutzungserlaubnis eingeholt wurde. 

Den Umfang und das weitere Vorgehen bei einer sorgfältigen Suche bestimmen 

Artikel 3 und der Anhang zur Richtlinie. Je nach Werkkategorie sind die im Anhang 
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näher bestimmten Quellen für die Suche nach einem Rechtsinhaber des betreffen-

den Werkes zu konsultieren. Die privilegierten Institutionen haben nach Artikel 3 

Absatz 5 der Richtlinie ihre sorgfältige Suche zu dokumentieren und im Anschluss 

daran bestimmte Informationen über den betroffenen Bestandsinhalt an die zu-

ständigen nationalen Behörden zu übermitteln. Von dort werden diese Informatio-

nen gemäss Artikel 3 der Richtlinie an das Harmonisierungsamt für den Binnen-

markt (HABM) in Alicante weitergeleitet. Dort wird eine öffentlich zugängliche 

europäische Online-Datenbank über verwaiste Werke eingerichtet. 

Artikel 4 der Richtlinie bestimmt, dass ein in einem Mitgliedstaat der Europäischen 

Union als verwaist qualifiziertes Werk auch in den anderen Mitgliedstaaten als 

verwaistes Werk gilt. 

Die Richtlinie sieht in Artikel 5 vor, dass der Rechtsinhaber eines als verwaist qualifi-

zierten Werkes jederzeit die Möglichkeit hat, diesen Status seines Werkes und da-

mit auch die gesetzliche Nutzungserlaubnis zu beenden. Sollte ein Rechtsinhaber 

trotz einer sorgfältigen Suche (erst) nachträglich bekannt oder aufgefunden werden 

und der Nutzung seines Werkes durch die privilegierten Institutionen widerspre-

chen, so steht ihm nach Artikel 6 Absatz 5 der Richtlinie ein gerechter Ausgleich zu. 

Die Regelungen der Richtlinie für die Nutzung verwaister Werke stellen einen an-

gemessenen Ausgleich zwischen allen betroffenen Interessen, insbesondere dem 

Interesse der Allgemeinheit an der Sicherung des kulturellen Erbes und dem Inte-

resse der (noch) nicht auffindbaren Rechtsinhaber, her. Die gesetzlich für zulässig 

erklärte Nutzung dieser Werke durch privilegierte Institutionen erfolgt im Interesse 

des Gemeinwohls und zu nicht kommerziellen Zwecken. Daher erlaubt Artikel 6 Ab-

satz 2 Satz 2 der Richtlinie die Erwirtschaftung von Einnahmen aus der Nutzung 

verwaister Werke nur insoweit, als diese zur Deckung der Kosten für die Digitalisie-

rung und öffentliche Zugänglichmachung der Werke erforderlich sind. Erwägungs-

grund 21 der Richtlinie stellt ergänzend fest, dass die Kosten der Digitalisierung und 
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öffentlichen Zugänglichmachung verwaister Werke auch durch Einnahmen aus der 

Zusammenarbeit der Einrichtungen beispielsweise mit Unternehmen im Rahmen 

von öffentlich-privaten Partnerschaften erwirtschaftet werden können. 

3. ERLÄUTERUNGEN ZU DEN EINZELNEN ARTIKELN 

3.1 Allgemeines 

Art. 1 Abs. 3 URG bestimmt, dass unter den im URG verwendeten, auf Personen 

bezogenen weiblichen Begriffen (wie beispielsweise Urheberin, Produzentin, Inha-

berin) Angehörige des weiblichen und männlichen Geschlechts zu verstehen sind. 

Um die Systemkonformität zu wahren, wird in der vorliegenden Vernehmlassungs-

vorlage die weibliche Form verwendet. 

Zu Art. 31a - Verwaiste Werke 

Art. 31a setzt die Verpflichtung aus Artikel 6 Absatz 1 der Richtlinie zur Einführung 

einer gesetzlichen Schrankenregelung für die Nutzung so genannter verwaister 

Werke in das Gesetz über das Urheberrecht und verwandter Schutzrechte (URG; 

LGBl. 1999 Nr. 160) um.  

Die von der Schrankenregelung erfassten Werke in Umsetzung von Artikel 1 Absatz 

2 Buchstabe a der Richtlinie sind Werke in Form von Büchern, Fachzeitschriften, 

Zeitungen, Zeitschriften oder in anderen Schriften. Ferner sind von der Richtlinie 

auch Film- oder audiovisuelle Werke und Tonträger sowie Werke oder sonstige 

Schutzgegenstände erfasst, die in diese Werke oder Tonträger eingebunden sind 

(Artikel 1 Absatz 2 Buchstaben b, Absatz 4 der Richtlinie). Die in Abs. 2 genannten 

Werke können unter weiteren Voraussetzungen auch ohne Einverständnis der 

Rechtsinhaberin von den ebenfalls in Abs. 2 bezeichneten Institutionen genutzt 

werden. Entsprechend Artikel 1 Absatz 1 der Richtlinie sind abschliessend diejeni-

gen Institutionen schrankenbegünstigt, die im Gemeinwohl eine Digitalisierung und 
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Online-Einstellung ihrer Bestände und Archive betreiben: Öffentlich zugängliche 

Bibliotheken, Bildungseinrichtungen, Museen, Archive sowie im Bereich des Film- 

und Tonerbes tätige Einrichtungen. Unter im Bereich des Film- und Tonerbes tätige 

Einrichtungen sind diejenigen Einrichtungen zu verstehen, deren Auftrag es ist, Fil-

me, audiovisuelle Werke und Tonträger zu sammeln, zu katalogisieren, zu erhalten 

und zu restaurieren.  

In Abs. 1 wird festgelegt, welche Nutzungshandlungen von der neu einzuführenden 

Schrankenregelung erfasst werden. Nach Artikel 6 Absatz 1 der Richtlinie sind dies 

die Vervielfältigung und die öffentliche Zugänglichmachung. Der Anwendungsbe-

reich der Schrankenregelung sowie die weiteren Voraussetzungen für die rechtmäs-

sige Schrankennutzung – wie die Bedingungen für den Zugang zu den Inhalten der 

schrankenbegünstigten Institutionen und die konkrete Ausgestaltung der sorgfälti-

gen Suche samt ihrer Dokumentation – werden in den nachfolgenden Absätzen so-

wie in Art. 31b geregelt.  

Abs. 2 legt in Umsetzung des Artikel 1 Absatz 2 der Richtlinie die von der Schranken-

regelung erfassten Werke einerseits und entsprechend Artikel 1 Absatz 1 der Richt-

linie die schrankenbegünstigte Institutionen fest. Des Weiteren sieht Abs. 2 ent-

sprechend der Vorgabe aus Artikel 1 Absatz 1 der Richtlinie vor, dass grundsätzlich 

nur die veröffentlichten und wenn sie nicht veröffentlicht wurden, die gesendeten 

Bestandsinhalte dieser Institutionen erfasst werden. Ausserdem stellt er klar, dass 

die zentrale Voraussetzung für eine Nutzung die vorherige erfolglose sorgfältige 

Suche nach der Rechtsinhaberin des betroffenen Bestandsinhaltes ist. Damit wer-

den Artikel 2 Absatz 1 und Artikel 3 Absatz 1 Satz 2 der Richtlinie implizit umgesetzt 

und der Begriff „verwaistes Werk“ legal definiert. 

Abs. 3 setzt Artikel 1 Absatz 3 Satz 1 der Richtlinie um. Hiermit wird in Grenzen die 

Einbeziehung von unveröffentlichten Werken in die neue Schrankenregelung er-

möglicht. Leitgedanke war, dass den in Absatz 1 genannten Institutionen insbeson-
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dere in der Vergangenheit Werke mit Zustimmung der Rechtsinhaberin überlassen 

wurden, um diese der Öffentlichkeit zugänglich zu machen. Dies umfasst auch die 

Bestände von Archiven als privilegierte Einrichtungen, die nach den jeweiligen Zu-

gangsregelungen für die Öffentlichkeit zugänglich sind. Diese Werke sollen auch 

digitalisiert und ins Internet eingestellt werden können, sofern nach Treu und Glau-

ben anzunehmen ist, dass die Rechtsinhaberin auch dieser Nutzung zustimmen 

würde.  

Abs. 4 setzt Art. 1 Abs. 4 der Richtlinie um, wonach als verwaiste Werke zusätzlich 

Werke und sonstige Schutzgegenstände zählen, die in Werke oder Tonträger ge-

mäss Abs. 2 und 3 sowie Art. 31d eingebettet oder eingebunden oder integraler 

Bestandteil sind. 

Abs. 5 hält für Werke mehrerer Rechtsinhaberinnen fest, dass auch Werke, die in 

der Diskussion zuweilen als „teilverwaiste Werke“ bezeichnet werden, unter die 

Schrankenregelung fallen können. Hiermit wird Artikel 2 Absatz 2 der Richtlinie um-

gesetzt.  

Mit Abs. 6 werden die weiteren Voraussetzungen einer gesetzlich zulässigen urhe-

berrechtlichen Nutzung von verwaisten Werken aus Artikel 6 Absatz 2 der Richtlinie 

umgesetzt: Eine Vervielfältigung oder öffentliche Zugänglichmachung des jeweiligen 

Bestandsinhalts ist den privilegierten Institutionen nur dann möglich, wenn eine 

solche urheberrechtliche Nutzung dieser Werke der Erfüllung der im Gemeinwohl 

liegenden Aufgaben der Institution dient. Hierzu gehören insbesondere die Bewah-

rung, die Restaurierung sowie der Zugang zu den Sammlungen der Institutionen, 

einschliesslich ihrer digitalen Sammlungen, zu kulturellen und bildungspolitischen 

Zwecken. Entsprechend der Vorgabe von Artikel 6 Absatz 2 Satz 2 der Richtlinie be-

stimmt Abs. 6 Satz 2, dass die genannten Institutionen für den Zugang zu den digita-

lisierten verwaisten Werken nur dann ein Entgelt verlangen können, wenn die Ein-

nahmen daraus zur Deckung der Kosten für die Digitalisierung und die öffentliche 
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Zugänglichmachung verwaister Werke verwendet werden. Denn Artikel 6 Absatz 2 

Satz 2 der Richtlinie erlaubt privilegierten Institutionen nur in diesen Grenzen die 

Erwirtschaftung von Einnahmen aus der Nutzung verwaister Werke. Erwägungs-

grund 21 der Richtlinie führt aus, dass Einrichtungen auch die Möglichkeit haben, 

die Kosten der Digitalisierung und öffentlichen Zugänglichmachung verwaister Wer-

ke durch Einnahmen aus der Zusammenarbeit mit anderen Dritten zu erwirtschaf-

ten, beispielsweise mit Unternehmen im Rahmen von öffentlich-privaten Partner-

schaften.  

Mit Abs. 7 wird die Vorgabe des Artikels 6 Absatz 3 der Richtlinie umgesetzt, wo-

nach die EWR-Vertragsstaaten sicher zu stellen haben, dass die begünstigten Insti-

tutionen nach Artikel 31a Abs. 2 die Namen identifizierter Urheberinnen und ande-

rer Rechtsinhaberinnen bei jeder Nutzung eines verwaisten Werks angeben.  

Zu Art. 31b - Sorgfältige Suche und Dokumentationspflichten 

Art. 31b legt als zentrale Voraussetzung für eine zulässige Nutzung verwaister Wer-

ke die erfolglose Suche nach der Rechtsinhaberin des betroffenen Bestandsinhaltes 

vor der Vervielfältigung oder öffentlichen Zugänglichmachung fest. Art. 31b gibt vor, 

welche Anforderungen im Besonderen an die sorgfältige Suche und ihre Dokumen-

tation gestellt werden.  

Abs. 1 Satz 1 setzt dabei Artikel 3 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 der Richtlinie um und 

verweist auf den neu zu Art. 31b einzuführenden Anhang zum URG, in welchem die 

einzelnen Quellen aufgelistet sind, die mindestens durchsucht werden müssen, um 

den Anforderungen einer sorgfältigen Suche gerecht zu werden. Ein europaweit 

einheitliches gemeinsames Konzept über die Anforderungen an eine sorgfältige Su-

che wie im Anhang zur Richtlinie ist erforderlich, um einerseits Rechtssicherheit für 

die Nutzung als verwaist qualifizierter Werke zu schaffen und andererseits, um ein 

hohes Schutzniveau für die Rechtsinhaberin von Bestandsinhalten zu gewähren. 
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Eine sorgfältige Suche bezieht sich auf die Rechtsinhaberin. Gesucht werden muss 

also nach der Urheberin, ihren etwaigen Rechtsnachfolgerinnen sowie nach Dritten, 

denen die Urheberin das Vervielfältigungsrecht oder das Recht der öffentlichen Zu-

gänglichmachung eingeräumt hat. Liegen die Rechte bei mehreren Rechtsinhabe-

rinnen muss folglich nach sämtlichen sorgfältig gesucht werden. Gesucht werden 

muss auch nach Inhaberinnen der Rechte an Werken und sonstigen Schutzgegen-

ständen, die in den Bestandsinhalt eingebettet oder eingebunden sind. Dies können 

beispielsweise Werke der bildenden Kunst, Lichtbildwerke, Lichtbilder oder Illustra-

tionen sein, sofern sie nach dem Urheberrechtsgesetz geschützt sind. 

Abs. 1 Satz 2 bestimmt entsprechend Artikel 3 Absatz 3 der Richtlinie den Ort, an 

welchem die sorgfältige Suche durchzuführen ist. Grundsätzlich hat die Suche in 

demjenigen EWR-Mitgliedstaat zu erfolgen, in welchem der Bestandsinhalt erstver-

öffentlicht, oder wenn er nicht veröffentlicht wurde, zuerst gesendet wurde. Dies 

gilt auch für die Suche nach der Rechtsinhaberin eines in den Bestandsinhalt einge-

betteten oder eingebundenen Werkes oder eines sonstigen Schutzgegenstandes.  

Abs. 1 Satz 3 stellt in Umsetzung von Artikel 3 Absatz 4 der Richtlinie klar, dass es zu 

einer sorgfältigen Suche ebenfalls gehört, die Suche auch auf Quellen in anderen 

Ländern auszuweiten, wenn es Hinweise darauf gibt, dass relevante Informationen 

zur Rechtsinhaberin in anderen Ländern gefunden werden können. Die sorgfältige 

Suche ist grundsätzlich von der nutzenden Institution durchzuführen. In Ausübung 

der nationalen Gestaltungsmöglichkeiten aus Erwägungsgrund 13 der Richtlinie 

sieht Satz 4 allerdings vor, dass die nutzende Institution die Durchführung der sorg-

fältigen Suche auch an einen Dritten delegieren darf, der für seine Tätigkeit von der 

privilegierten Institution ein Entgelt verlangen kann. Im Eigeninteresse sollten nut-

zende Institutionen die Nachweise über die sorgfältige Suche archivieren.  

Abs. 2 enthält eine Sonderregelung für Film- und audiovisuelle Werke. In Umset-

zung von Artikel 3 Absatz 3 Satz 2 der Richtlinie ist für diese Werke die sorgfältige 
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Suche in dem EWR-Vertragsstaat durchzuführen, in dem die Produzentin ihre 

Hauptniederlassung oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat. Für Film- und audiovi-

suelle Werke, deren Produzentin ihre Hauptniederlassung oder ihren Wohnsitz 

nicht in einem EWR-Vertragsstaat hat, bedarf es keiner sorgfältigen Suche. Sie sind 

von der Schrankenregelung des Art. 31a ebenso wenig wie vom Anwendungsbe-

reich der Richtlinie erfasst. 

Abs. 3 enthält eine Sonderregelung für unveröffentlichte Bestandsinhalte und setzt 

damit Artikel 3 Absatz 3 Satz 3 der Richtlinie um. Für diese Bestandsinhalte ist die 

sorgfältige Suche in dem Vertragsstaat des EWR durchzuführen, in dem die Institu-

tion ihren Sitz hat, die den Bestandsinhalt bereits mit Erlaubnis der Rechtsinhaberin 

durch Ausstellung oder Verleihen der Öffentlichkeit zugänglich gemacht hat. 

Voraussetzung für die zulässige Vervielfältigung oder öffentliche Zugänglichma-

chung eines verwaisten Werkes ist ausserdem die Dokumentation der (erfolglosen) 

sorgfältigen Suche durch die nutzende Institution. In Umsetzung von Artikel 3 Ab-

satz 5 der Richtlinie bestimmt Abs. 4 Satz 1, dass im Anschluss an die abgeschlosse-

ne Suche bestimmte Informationen an das Amt für Volkswirtschaft zu übermitteln 

sind. Diese Informationen betreffen die Identifikation des Werkes (Bst. a), die Art 

seiner Nutzung (Bst. b), mögliche Änderungen für den Fall, dass Rechtsinhaberinnen 

nachträglich bekannt werden (Bst. c), und Kontaktdaten der Institution (Bst. d). Abs. 

4 Unterabsatz verpflichtet das Amt für Volkswirtschaft, diese Informationen unver-

züglich an das Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt in Alicante weiterzuleiten, 

wo sie in einer europaweit zugänglichen Online-Datenbank erfasst werden. So kön-

nen diese Informationen der Allgemeinheit zur Verfügung gestellt werden. Damit 

wird sowohl privilegierten Institutionen, die sorgfältige Suchen durchführen, als 

auch Rechtsinhaberinnen der Zugriff auf die Information über bereits als verwaist 

qualifizierte Werke und ihre Nutzung erleichtert. Abs. 4 Unterabsatz setzt somit 

Artikel 3 Absatz 6 der Richtlinie um. 
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Zur Vermeidung von Mehrfachsuchen und zur Entlastung der privilegierten Institu-

tionen sieht Abs. 5 vor, dass es einer sorgfältigen Suche nach der Rechtsinhaberin 

eines Bestandinhalts nicht bedarf, wenn dieser bereits in der Datenbank beim Har-

monisierungsamt als verwaist erfasst ist. Nach dieser Rechtsinhaberin wurde bereits 

sorgfältig nach den Massstäben der Richtlinie, beispielsweise in einem anderem 

EWR-Vertragsstaat, gesucht. Damit wird die von Artikel 4 der Richtlinie vorgegebe-

ne gegenseitige Anerkennung des Status eines verwaisten Werkes umgesetzt. 

Zu Art. 31c – Beendigung der Nutzung und Vergütungspflicht der nutzenden Insti-

tution 

Abs. 1 setzt Artikel 5 und Artikel 6 Absatz 5 der Richtlinie um. Die von Art. 31a für 

zulässig erklärte Nutzung eines verwaisten Werkes ist – jedenfalls schrankenbasie-

rend – zu unterlassen, sobald die Rechtsinhaberin des Werkes den verwaisten Sta-

tus beendet. Eine fortgesetzte Nutzung des Bestandsinhalts kann jedoch im Einver-

ständnis mit der nunmehr bekannten Rechtsinhaberin erfolgen.  

Gemäss Abs. 2 steht für die bereits erfolgte Nutzung unter der Schrankenregelung 

von Art. 31a der Rechtsinhaberin ein Anspruch auf angemessene Vergütung zu. Es 

handelt sich dabei um einen zivilrechtlichen Anspruch. Bei seiner Berechnung soll-

ten unter anderem die kulturpolitischen Zielsetzungen des Mitgliedstaats, der nicht 

kommerzielle Charakter der Nutzung durch die betreffenden Einrichtungen zur Er-

reichung der mit ihren im Gemeinwohl liegenden Aufgaben verbundenen Ziele wie 

Förderung von Lernen und Verbreitung von Kultur, sowie der eventuelle Schaden 

für Rechteinhaberinnen angemessen berücksichtigt werden (Erwägungsgrund 18 

der Richtlinie).  
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Zu Art. 31d - Nutzung verwaister Werke durch öffentlich-rechtliche Rundfunkan-

stalten 

Art. 31d erweitert die Schrankenregelung in Umsetzung von Artikel 1 Absatz 2 

Buchstabe c der Richtlinie auf Film-- und audiovisuelle Werke und auf Tonträger aus 

den Beständen öffentlich-rechtlicher Rundfunkanstalten, die von diesen vor dem 

1. Januar 2003 produziert wurden und in ihren Archiven enthalten sind. Ebenso wie 

die in Art. 31a Abs. 2 genannten privilegierten Institutionen sind auch die öffentlich-

rechtlichen Rundfunkanstalten im Gemeinwohlinteresse mit der Digitalisierung ih-

rer Archive befasst; auch die Eigenproduktionen der öffentlich-rechtlichen Rund-

funkanstalten enthalten verwaiste Werke. Eine Erweiterung der Schrankenregelung 

auf private Rundfunkunternehmen oder andere Einrichtungen sieht die Richtlinie 

nicht vor. 

Zu Art. 78b - Übergangsbestimmungen  

Artikel 8 Absatz 1 der Richtlinie sieht für die EU-Staaten vor, dass die Bestimmungen 

der Richtlinie auf die in Artikel 1 der Richtlinie genannten Werke und Tonträger An-

wendung finden, die am oder nach dem 29. Oktober 2014 durch die Rechtsvor-

schriften der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet des Urheberrechts geschützt sind.  

Zum Zeitpunkt der Ausarbeitung dieses Vernehmlassungsberichts ist noch nicht 

absehbar, wann die Richtlinie für die EWR/EFTA-Staaten in Kraft treten wird. Das 

Inkrafttreten für Liechtenstein wird durch das Inkraftsetzungsdatum des Beschlus-

ses des Gemeinsamen EWR-Ausschusses bestimmt. Dies wird voraussichtlich im 

Frühjahr 2014 erfolgen. Somit wird das Umsetzungsdatum für den Bericht und An-

trag betreffend die 1. Lesung im Landtag nachgereicht werden. 

Abs. 2 dient der Umsetzung von Artikel 8 Absatz 2 der Richtlinie. 
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4. VERFASSUNGSMÄSSIGKEIT/RECHTLICHES 

Die Regierung ist gemeinsam mit der EWR-Kommission des Landtags zur Auffassung 

gelangt, dass die Richtlinie 2012/28/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 25. Oktober 2012 über bestimmte zulässige Formen der Nutzung verwaister 

Werke dem Hohen Landtag gemäss Art. 8 Abs. 2 der Landesverfassung zur Zustim-

mung vorzulegen ist. Weiters wirft die Vorlage keine verfassungsmässigen Fragen 

auf. 
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5. REGIERUNGSVORLAGE 

Gesetz 

vom ……. 

über die Abänderung des Urheberrechtsgesetzes  

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Gesetz vom 19. Mai 1999 über das Urheberrecht und verwandte Schutz-

rechte (Urheberrechtsgesetz, URG), LGBl. 1999 Nr. 160, in der geltenden Fassung, 

wird wie folgt abgeändert: 

Art. 31a 

Verwaiste Werke 

1) Zulässig sind die Vervielfältigung und die öffentliche Zugänglichmachung 

verwaister Werke.  

2) Verwaiste Werke im Sinne dieses Gesetzes sind: 

a) Werke in Form von Büchern, Fachzeitschriften, Zeitungen, Zeitschriften oder 

in sonstiger Schriftform; 

b) Film- oder audiovisuelle Werke und Tonträger 
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aus Sammlungen (Bestandsinhalte) von öffentlich zugänglichen Bibliotheken, 

Bildungseinrichtungen oder Museen sowie in den Sammlungen von Archiven oder 

von Einrichtungen im Bereich des Film- und Tonerbes, wenn diese Bestandsinhalte 

zuerst in einem EWR-Mitgliedstaat veröffentlicht und wenn sie nicht veröffentlicht 

wurden, gesendet wurden und deren Rechtsinhaberinnen durch eine sorgfältige 

Suche nicht festgestellt oder ausfindig gemacht werden konnten.  

3) Bestandsinhalte, die nicht veröffentlicht oder nicht gesendet wurden, dür-

fen durch die jeweilige in Abs. 2 genannte Institution genutzt werden, wenn die 

Bestandsinhalte von ihr bereits mit Erlaubnis der Rechtsinhaberin der Öffentlichkeit 

zugänglich gemacht wurden, und sofern nach Treu und Glauben anzunehmen ist, 

dass die Rechtsinhaberin in die Nutzung nach Abs. 1 einwilligen würde. 

4) Als verwaiste Werke gelten auch Werke und sonstige Schutzgegenstände, 

die in Werke oder Tonträger gemäss Abs. 2 und 3 sowie Art. 31d eingebettet oder 

eingebunden oder integraler Bestandteil dieser sind. 

5) Gibt es mehrere Rechtsinhaberinnen eines Bestandsinhalts, kann dieser 

auch dann vervielfältigt und öffentlich zugänglich gemacht werden, wenn selbst 

nach sorgfältiger Suche nicht alle Rechtsinhaberinnen ermittelt oder ausfindig ge-

macht werden konnten, aber von den bekannten Rechtsinhaberinnen die Erlaubnis 

zur Nutzung eingeholt worden ist. 

6) Die Vervielfältigung und die öffentliche Zugänglichmachung durch die in 

Abs. 2 genannten Institutionen sind nur zulässig, wenn die Institutionen zur Erfül-

lung ihrer im Gemeinwohl liegenden Aufgaben handeln, insbesondere wenn sie 

Bestandsinhalte bewahren und restaurieren und den Zugang zu ihren Sammlungen 

eröffnen, sofern dies kulturellen und bildungspolitischen Zwecken dient. Die Institu-

tionen dürfen für den Zugang zu den genutzten verwaisten Werken ein Entgelt ver-
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langen, das die Kosten der Digitalisierung und der öffentlichen Zugänglichmachung 

deckt. 

7) Die in Abs. 2 genannten Institutionen geben die Namen ermittelter Urhebe-

rinnen und anderer Rechtsinhaberinnen bei jeder Nutzung eines verwaisten Werkes 

an. 

Art. 31b 

Sorgfältige Suche und Dokumentationspflichten 

1) Die sorgfältige Suche nach der Rechtsinhaberin gemäss Art. 31a Abs. 2 ist 

für jeden Bestandsinhalt und für in diesem enthaltene sonstige Schutzgegenstände 

durchzuführen; dabei sind mindestens die im Anhang bestimmten Quellen zu kon-

sultieren. Die sorgfältige Suche ist in dem EWR-Mitgliedstaat durchzuführen, in dem 

das Werk zuerst veröffentlicht, oder, wenn es nicht veröffentlicht wurde, zuerst 

gesendet wurde. Wenn es Hinweise darauf gibt, dass relevante Informationen zu 

Rechtsinhaberinnen in anderen Staaten gefunden werden können, sind auch ver-

fügbare Informationsquellen in diesen anderen Staaten zu konsultieren. Die nut-

zende Institution darf mit der Durchführung der sorgfältigen Suche auch Dritte be-

auftragen. 

2) Bei Film- oder audiovisuellen Werken ist die sorgfältige Suche in dem EWR-

Mitgliedstaat durchzuführen, in dem die Produzentin ihre Hauptniederlassung oder 

ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat.  

3) Für die in Art. 31a Abs. 3 genannten Bestandsinhalte ist eine sorgfältige Su-

che in dem EWR-Mitgliedstaat durchzuführen, in dem die Institution ihren Sitz hat, 

die den Bestandsinhalt mit Erlaubnis der Rechtsinhaberin ausgestellt oder verliehen 

hat.  
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4) Die nutzende Institution dokumentiert ihre sorgfältige Suche und leitet die 

folgenden Informationen dem Amt für Volkswirtschaft weiter: 

a) die genaue Bezeichnung des Bestandsinhalts, der nach den Ergebnissen der 

sorgfältigen Suche verwaist ist; 

b) die Art der Nutzung des verwaisten Werkes durch die Institution; 

c) jede Änderung des Status eines genutzten verwaisten Werkes nach Art. 31c; 

d) die Kontaktdaten der Institution wie Name, Adresse sowie gegebenenfalls die 

Telefonnummer, Faxnummer und E-Mail-Adresse. 

Das Amt für Volkswirtschaft leitet diese Informationen unverzüglich an das 

Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt (Marken, Design) weiter. 

5) Einer sorgfältigen Suche bedarf es nicht für Bestandsinhalte, die bereits in 

der Datenbank des Harmonisierungsamtes für den Binnenmarkt (Marken, Design) 

als verwaist erfasst sind. 

Art. 31c 

Beendigung der Nutzung und Vergütungspflicht der nutzenden Institution 

1) Die Rechtsinhaberin an einem als verwaist qualifizierten Werk oder Tonträ-

ger hat jederzeit die Möglichkeit, in Bezug auf ihre Rechte den Status als verwaistes 

Werk zu beenden und die nutzende Institution davon in Kenntnis zu setzen.  

2) Die Rechtsinhaberin hat gegen die nutzende Institution Anspruch auf Zah-

lung einer angemessenen Vergütung für die erfolgte Nutzung. 
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Art. 31d 

Nutzung verwaister Werke durch öffentlich-rechtliche Rundfunkanstalten 

Für öffentlich-rechtliche Rundfunkanstalten sind die Vervielfältigung und die 

öffentliche Zugänglichmachung von Film- oder audiovisuellen Werken und Tonträ-

gern, die vor dem 1. Januar 2003 von öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten her-

gestellt wurden und sich in deren Sammlung befinden, unter den Voraussetzungen 

des Art. 31a Abs. 2 bis 6 zulässig. Die Art. 31b und 31c gelten entsprechend. 

 

II. 

Übergangsbestimmungen  

1) Die Bestimmungen der Art. 31a bis 31d finden auf alle in Art. 31a genann-

ten Werke und Tonträger Anwendung, die am oder nach … (Inkraftsetzungsdatum 

des Beschlusses des Gemeinsamen EWR-Ausschusses) durch die Rechtsvorschriften 

der EWR-Vertragsstaaten auf dem Gebiet des Urheberrechts geschützt sind.  

2) Die Bestimmungen der Art. 31a bis 31d berühren nicht die Gültigkeit der 

Rechtsakte und Rechte, die vor … (Inkraftsetzungsdatum des Beschlusses des Ge-

meinsamen EWR-Ausschusses) erlassen bzw. erworben wurden. 

 

III. 

Umsetzung von EWR-Rechtsvorschriften 

Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie 2012/28/EU des Europäi-

schen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2012 über bestimmte zulässige 

Formen der Nutzung verwaister Werke.  
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IV. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt unter Vorbehalt des ungenutzten Ablaufs der Referen-

dumsfrist am … (1./Monat/Jahr) in Kraft, andernfalls am Tag nach der Kundma-

chung. 



 

Anhang (zu Art. 31b) 

Quellen einer sorgfältigen Suche 

1) für veröffentlichte Bücher: 

a) Depots amtlich hinterlegter Pflichtexemplare, von Bibliotheken und anderen 

Einrichtungen geführte Bibliothekskataloge und Schlagwortlisten; 

b) Verleger- und Autorenverbände im jeweiligen Land; 

c) bestehende Datenbanken und Verzeichnisse, WATCH (Writers, Artists and 

their Copyright Holders), die ISBN (International Standard Book Number) und 

Datenbanken der lieferbaren Bücher;  

d) die Datenbanken der entsprechenden Verwertungsgesellschaften, insbeson-

dere der mit der Wahrnehmung von Vervielfältigungsrechten betrauten Orga-

nisationen;  

e) Quellen, die mehrere Datenbanken und Verzeichnisse zusammenfassen, ein-

schliesslich VIAF (Virtual International Authority Files) und ARROW (Accessible 

Registries of Rights Information and Orphan Works); 

2) für Zeitungen, Zeitschriften, Fachzeitschriften und Periodika: 

a) die ISSN (International Standard Serial Number) für regelmässige Veröffentli-

chungen; 

b) Indexe und Kataloge von Bibliotheksbeständen und -sammlungen;  

c) Depots amtlich hinterlegter Pflichtexemplare; 

d) Verlegerverbände und Autoren- und Journalistenverbände im jeweiligen Land; 



25 

e) die Datenbanken der entsprechenden Verwertungsgesellschaften, einschliess-

lich der mit der Wahrnehmung von Vervielfältigungsrechten betrauten Orga-

nisationen. 

3) für visuelle Werke, einschliesslich Werke der bildenden Künste, Fotografien, 

Illustrationen, Design- und Architekturwerke sowie deren Entwürfe und sonstige 

derartige Werke, die in Büchern, Zeitschriften, Zeitungen und Magazinen oder an-

deren Werken enthalten sind: 

a) die in den Absätzen 1 und 2 genannten Quellen; 

b) die Datenbanken der entsprechenden Verwertungsgesellschaften, insbeson-

dere der Verwertungsgesellschaften für bildende Künste, einschliesslich der 

mit der Wahrnehmung von Vervielfältigungsrechten betrauten Organisatio-

nen;  

c) die Datenbanken von Bildagenturen. 

4) für audiovisuelle Werke und Tonträger: 

a) die Depots amtlich hinterlegter Pflichtexemplare;  

b) Produzentenverbände im jeweiligen Land; 

c) die Datenbanken von im Bereich des Film- oder Tonerbes tätigen Einrichtun-

gen und nationalen Bibliotheken; 

d) Datenbanken mit einschlägigen Standards und Kennungen wie ISAN (Interna-

tional Standard Audiovisual Number) für audiovisuelles Material, ISWC (Inter-

national Standard Music Work Code) für Musikwerke und ISRC (International 

Standard Recording Code) für Tonträger; 

e) die Datenbanken der entsprechenden Verwertungsgesellschaften, insbeson-

dere für Autorinnen, ausübende Künstlerinnen sowie Produzentinnen von 

Tonträgern und audiovisuellen Werken;  
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f) die Aufführung der Mitwirkenden und andere Informationen auf der Verpa-

ckung des Werks;  

g) die Datenbanken anderer massgeblicher Verbände, die eine bestimmte Kate-

gorie von Rechtsinhaberinnen vertreten. 



5,&+7/,1,(� ��������(8� '(6� (8523b,6&+(1� 3$5/$0(176� 81'� '(6� 5$7(6 

vom 25. Oktober 2012 

�EHU� EHVWLPPWH� ]XOlVVLJH� )RUPHQ� GHU� 1XW]XQJ� YHUZDLVWHU� :HUNH 

�7H[W� YRQ� %HGHXWXQJ� I�U� GHQ� (:5� 

'$6� (8523b,6&+(� 3$5/$0(17� 81'� '(5� 5$7� '(5� (8523b,
6&+(1� 81,21� ³ 

JHVW�W]W� DXI� GHQ� 9HUWUDJ� �EHU� GLH� $UEHLWVZHLVH� GHU� (XURSlLVFKHQ�
Union, insbesondere auf Artikel 53 Absatz 1, Artikel 62 und 
Artikel 114, 

DXI� 9RUVFKODJ� GHU� (XURSlLVFKHQ� .RPPLVVLRQ� 

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die na
tionalen Parlamente, 

QDFK� 6WHOOXQJQDKPH� GHV� (XURSlLVFKHQ� :LUWVFKDIWV�� XQG� 6R]LDO
ausschusses ( 1 ), 

JHPl�� GHP� RUGHQWOLFKHQ� *HVHW]JHEXQJVYHUIDKUHQ�� 2 ), 

LQ� (UZlJXQJ� QDFKVWHKHQGHU� *U�QGH� 

(1)� gIIHQWOLFK� ]XJlQJOLFKH� %LEOLRWKHNHQ�� %LOGXQJVHLQULFKWXQ
gen und Museen sowie Archive, im Bereich des Film- 
RGHU� 7RQHUEHV� WlWLJH� (LQULFKWXQJHQ� XQG� |IIHQWOLFK�UHFKW
liche Rundfunkanstalten in den Mitgliedstaaten sind mit 
GHU� JUR�� DQJHOHJWHQ� 'LJLWDOLVLHUXQJ� LKUHU� 6DPPOXQJHQ�
RGHU� $UFKLYEHVWlQGH� EHIDVVW�� XP� HXURSlLVFKH� GLJLWDOH� %L
bliotheken zu schaffen. Sie tragen zur Bewahrung und 
9HUEUHLWXQJ� GHV� HXURSlLVFKHQ� .XOWXUHUEHV� EHL�� ZDV� DXFK�
I�U� GLH� 6FKDIIXQJ� HXURSlLVFKHU� GLJLWDOHU� %LEOLRWKHNHQ� ZLH�
(XURSHDQD� ZLFKWLJ� LVW�� 7HFKQRORJLHQ� I�U� GLH� 0DVVHQGLJL
WDOLVLHUXQJ� JHGUXFNWHU� 0DWHULDOLHQ� XQG� I�U� GLH� 6XFKH� XQG�
,QGH[LHUXQJ� YHUJU|�HUQ� GHQ� )RUVFKXQJVZHUW� GHU� 6DPP
OXQJHQ� GHU� %LEOLRWKHNHQ�� 'LH� (LQULFKWXQJ� JUR�HU� 2QOLQH��
Bibliotheken erleichtert die Verwendung elektronischer 
Hilfsmittel zum Suchen und Finden, die Forschern und 
Wissenschaftlern, die sich sonst mit traditionelleren, ana
ORJHQ� 6XFKPHWKRGHQ� EHJQ�JHQ� P�VVWHQ�� QHXH� (UNHQQW
QLVTXHOOHQ� HU|IIQHQ� 

(2) Die Notwendigkeit, den freien Austausch von Wissen 
XQG� ,QQRYDWLRQ� LP� %LQQHQPDUNW� ]X� I|UGHUQ�� VWHOOW� HLQH�
bedeutende Komponente der Strategie Europa 2020 dar; 
GLHV� HUJLEW� VLFK� DXV� GHU� 0LWWHLOXQJ� GHU� .RPPLVVLRQ� Å(X
URSD� ������ (LQH� 6WUDWHJLH� I�U� LQWHOOLJHQWHV�� QDFKKDOWLJHV�
XQG� LQWHJUDWLYHV� :DFKVWXP´�� GLH� DOV� HLQH� LKUHU� /HLWLQLWLD
WLYHQ� GLH� (QWZLFNOXQJ� HLQHU� 'LJLWDOHQ� $JHQGD� I�U� (XURSD�
beinhaltet. 

(3) Die Schaffung eines Rechtsrahmens zur Erleichterung der 
Digitalisierung und Verbreitung von urheberrechtlich 
RGHU� GXUFK� YHUZDQGWH� 6FKXW]UHFKWH� JHVFK�W]WHQ� :HUNHQ�
XQG� VRQVWLJHQ� 6FKXW]JHJHQVWlQGHQ�� GHUHQ� 5HFKWHLQKDEHU�
unbekannt ist oder, selbst wenn dieser bekannt ist, nicht 
DXVILQGLJ� JHPDFKW� ZHUGHQ� NDQQ� ³� VRJHQDQQWHU� ÅYHUZDLV
WHU� :HUNH´� ³� LVW� HLQH� 6FKO�VVHOPD�QDKPH� GHU� 'LJLWDOHQ�
$JHQGD� I�U� (XURSD�� ZLH� GLHV� LQ� GHU� 0LWWHLOXQJ� GHU� .RP
PLVVLRQ� Å(LQH� 'LJLWDOH� $JHQGD� I�U� (XURSD´� GDUJHOHJW� LVW��

Diese Richtlinie hat das spezifische Problem der gesetzli
chen Regelung des Status als verwaistes Werk und deren 
)ROJHQ� LQ� %H]XJ� DXI� GLH� ]XOlVVLJHQ� 1XW]HU� XQG� ]XOlVVLJHQ�
Formen der Nutzung des als verwaist geltenden Werkes 
RGHU� 7RQWUlJHUV� ]XP� *HJHQVWDQG� 

(4)� 'LHVH� 5LFKWOLQLH� OlVVW� LQ� GHQ� 0LWJOLHGVWDDWHQ� HQWZLFNHOWH�
VSH]LILVFKH� /|VXQJHQ� ]XU� XPIDVVHQGHUHQ� 0DVVHQGLJLWDOL
VLHUXQJ�� ZLH� LP� )DOO� GHU� VRJHQDQQWHQ� ÅYHUJULIIHQHQ� :HU
NH´�� XQEHU�KUW�� 'LHVH� /|VXQJHQ� EHU�FNVLFKWLJHQ� GLH� %H
sonderheiten der verschiedenen Arten von Inhalten und 
der verschiedenen Nutzer und bauen auf dem Konsens 
GHU� PD�JHEOLFKHQ� ,QWHUHVVHQJUXSSHQ� DXI�� 'LHVHU� $QVDW]�
wurde auch in der am 20. September 2011 von Ver
WUHWHUQ� HXURSlLVFKHU� %LEOLRWKHNHQ�� $XWRUHQ�� 9HUOHJHUQ�
und Verwertungsgesellschaften unterzeichneten und von 
GHU� .RPPLVVLRQ� EH]HXJWHQ� $EVLFKWVHUNOlUXQJ� �EHU� GLH�
Grundprinzipien der Digitalisierung und der Bereitstel
OXQJ� YHUJULIIHQHU� :HUNH� YHUIROJW�� 'LHVH� 5LFKWOLQLH� OlVVW�
GLHVH� $EVLFKWVHUNOlUXQJ� XQEHU�KUW�� LQ� GHU� GLH� 0LWJOLHG
staaten und die Kommission aufgefordert werden, zu ge
ZlKUOHLVWHQ�� GDVV� ]ZLVFKHQ� 1XW]HUQ�� 5HFKWHLQKDEHUQ� XQG�
Verwertungsgesellschaften auf freiwilliger Basis geschlos
VHQHQ� 9HUHLQEDUXQJHQ� �EHU� GLH� 9HUJDEH� YRQ� /L]HQ]HQ� I�U�
die Nutzung vergriffener Werke nach den in der Ab
VLFKWVHUNOlUXQJ� HQWKDOWHQHQ� *UXQGVlW]HQ� GLH� HUIRUGHUOLFKH�
5HFKWVVLFKHUKHLW� LP� QDWLRQDOHQ� XQG� JUHQ]�EHUVFKUHLWHQ
den Rahmen zugute kommt. 

(5) Das Urheberrecht stellt die wirtschaftliche Grundlage der 
.UHDWLYZLUWVFKDIW� GDU�� ZHLO� HV� ,QQRYDWLRQ�� N�QVWOHULVFKHV�
Schaffen, Investitionen und Produktion anregt. Daher 
dient die Massendigitalisierung und -verbreitung von 
:HUNHQ� GHP� 6FKXW]� GHV� HXURSlLVFKHQ� .XOWXUHUEHV�� 'DV�
Urheberrecht ist ein wichtiges Instrument, um die Ver
J�WXQJ� GHV� .UHDWLYVHNWRUV� I�U� VHLQH� $UEHLW� VLFKHU]XVWHOOHQ� 

(6)� 'LH� DXVVFKOLH�OLFKHQ� 5HFKWH� GHU� 5HFKWHLQKDEHU� DQ� GHU�
9HUYLHOIlOWLJXQJ� LKUHU� :HUNH� XQG� VRQVWLJHQ� 6FKXW]JHJHQ
VWlQGH� XQG� DQ� LKUHU� |IIHQWOLFKHQ� =XJlQJOLFKPDFKXQJ�� GLH�
PLW� GHU� 5LFKWOLQLH� ��������(*� GHV� (XURSlLVFKHQ� 3DU
laments und des Rates vom 22. Mai 2001 zur Harmo
nisierung bestimmter Aspekte des Urheberrechts und der 
verwandten Schutzrechte in der Informationsgesell
schaft ( 3 �� KDUPRQLVLHUW� ZXUGHQ�� HUIRUGHUQ� I�U� GLH� 'LJLWDOL
VLHUXQJ� XQG� GLH� |IIHQWOLFKH� =XJlQJOLFKPDFKXQJ� HLQHV�
Werks oder sonstigen Schutzgegenstands die vorherige 
Zustimmung des Rechteinhabers. 

(7)� ,P� )DOOH� YHUZDLVWHU� :HUNH� LVW� HV� QLFKW� P|JOLFK�� HLQH� VRO
FKH� YRUKHULJH� =XVWLPPXQJ� ]XU� 9HUYLHOIlOWLJXQJ� RGHU� ]XU�
|IIHQWOLFKHQ� =XJlQJOLFKPDFKXQJ� HLQ]XKROHQ� 

(8)� 'LH� XQWHUVFKLHGOLFKHQ� $QVlW]H� GHU� 0LWJOLHGVWDDWHQ� EHL� GHU�
$QHUNHQQXQJ� GHV� 6WDWXV� DOV� YHUZDLVWHV� :HUN� N|QQHQ� GDV�
Funktionieren des Binnenmarkts, die Nutzung von ver
ZDLVWHQ� :HUNHQ� XQG� GHQ� JUHQ]�EHUVFKUHLWHQGHQ� =XJDQJ�
GD]X� EHKLQGHUQ�� 6ROFKH� XQWHUVFKLHGOLFKHQ� $QVlW]H
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N|QQHQ� DXFK� ]X� %HVFKUlQNXQJHQ� GHV� IUHLHQ� :DUHQ�� XQG�
Dienstleistungsverkehrs in Bezug auf kulturelle Inhalte 
I�KUHQ�� 'DKHU� LVW� HLQH� JHJHQVHLWLJH� $QHUNHQQXQJ� GLHVHV�
Status sinnvoll, da dies den Zugang zu verwaisten Wer
NHQ� LQ� DOOHQ� 0LWJOLHGVWDDWHQ� HUP|JOLFKHQ� ZLUG� 

(9) Insbesondere ist ein gemeinsames Konzept zur Bestim
PXQJ� GHV� 6WDWXV� DOV� YHUZDLVWHV� :HUN� XQG� GHU� ]XOlVVLJHQ�
Formen der Nutzung verwaister Werke erforderlich, um 
im Binnenmarkt Rechtssicherheit im Hinblick auf die 
1XW]XQJ� YHUZDLVWHU� :HUNH� GXUFK� |IIHQWOLFK� ]XJlQJOLFKH�
Bibliotheken, Bildungseinrichtungen und Museen sowie 
GXUFK� $UFKLYH�� LP� %HUHLFK� GHV� )LOP�� RGHU� 7RQHUEHV� WlWLJH�
(LQULFKWXQJHQ� XQG� |IIHQWOLFK�UHFKWOLFKH� 5XQGIXQNDQVWDO
WHQ� ]X� JHZlKUOHLVWHQ� 

(10)� )LOP�� RGHU� DXGLRYLVXHOOH� :HUNH� XQG� 7RQWUlJHU� LQ� GHQ�
$UFKLYHQ� |IIHQWOLFK�UHFKWOLFKHU� 5XQGIXQNDQVWDOWHQ�� GLH�
von diesen produziert wurden, enthalten verwaiste Wer
NH�� 8QWHU� %HU�FNVLFKWLJXQJ� GHU� EHVRQGHUHQ� 6WHOOXQJ� YRQ�
5XQGIXQNDQVWDOWHQ� DOV� +HUVWHOOHU� YRQ� 7RQWUlJHUQ� XQG� DX
diovisuellem Material und der Tatsache, dass Vorschriften 
HUODVVHQ� ZHUGHQ� P�VVHQ�� GLH� GDV� 9RUNRPPHQ� YHUZDLVWHU�
:HUNH� LQ� =XNXQIW� EHJUHQ]HQ�� VROOWH� I�U� GLH� $QZHQGXQJ�
dieser Richtlinie auf die in den Archiven von Rundfunk
DQVWDOWHQ� HQWKDOWHQHQ� :HUNH� XQG� 7RQWUlJHU� HLQ� 6WLFKWDJ�
festgelegt werden. 

(11)� $OV� )LOP�� XQG� DXGLRYLVXHOOH� :HUNH� VRZLH� 7RQWUlJHU�� GLH�
LQ� GHQ� $UFKLYHQ� |IIHQWOLFK�UHFKWOLFKHU� 5XQGIXQNDQVWDOWHQ�
enthalten sind und von diesen produziert wurden, sollten 
I�U� GLH� =ZHFNH� GLHVHU� 5LFKWOLQLH� DXFK� )LOP�� XQG� DXGLRYL
VXHOOH� :HUNH� VRZLH� 7RQWUlJHU� JHOWHQ�� GLH� |IIHQWOLFK�UHFKW
OLFKH� 5XQGIXQNDQVWDOWHQ� I�U� GLH� DXVVFKOLH�OLFKH� 9HUZHU
WXQJ� GXUFK� VLH� RGHU� DQGHUH� NRSURGX]LHUHQGH� |IIHQWOLFK��
rechtliche Rundfunkanstalten in Auftrag gegeben haben. 
)LOP�� XQG� DXGLRYLVXHOOH� :HUNH� VRZLH� 7RQWUlJHU�� GLH� LQ�
GHQ� $UFKLYHQ� |IIHQWOLFK�UHFKWOLFKHU� 5XQGIXQNDQVWDOWHQ�
enthalten sind und die diese Einrichtungen nicht pro
duziert oder in Auftrag gegeben haben, zu deren Nut
zung diese Einrichtungen jedoch im Rahmen eines Li
zenzvertrags berechtigt sind, sollten nicht in den Anwen
dungsbereich dieser Richtlinie fallen. 

(12) Aufgrund der diplomatischen Gepflogenheiten sollte die 
5LFKWOLQLH� QXU� I�U� :HUNH� XQG� 7RQWUlJHU� JHOWHQ�� GLH� ]XHUVW�
DXI� GHP� +RKHLWVJHELHW� HLQHV� 0LWJOLHGVWDDWV� YHU|IIHQWOLFKW�
ZXUGHQ� RGHU�� VRIHUQ� VLH� QLFKW� YHU|IIHQWOLFKW� ZXUGHQ�� GLH�
auf dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats gesendet, oder, 
VRIHUQ� VLH� ZHGHU� YHU|IIHQWOLFKW� QRFK� JHVHQGHW� ZXUGHQ��
GXUFK� GLH� %HJ�QVWLJWHQ� GLHVHU� 5LFKWOLQLH� PLW� =XVWLPPXQJ�
GHU� 5HFKWHLQKDEHU� GHU� gIIHQWOLFKNHLW� ]XJlQJOLFK� JHPDFKW�
wurden. Im letzteren Fall sollte diese Richtlinie nur gel
WHQ�� ZHQQ� YHUQ�QIWLJHUZHLVH� DQ]XQHKPHQ� LVW�� GDVV� VLFK�
GLH� 5HFKWHLQKDEHU� GHU� 1XW]XQJ� JHPl�� GLHVHU� 5LFKWOLQLH�
QLFKW� ZLGHUVHW]HQ� Z�UGHQ� 

(13)� %HYRU� HLQ� :HUN� RGHU� 7RQWUlJHU� DOV� YHUZDLVWHV� :HUN� JHO
WHQ� NDQQ�� VROOWH� QDFK� 7UHX� XQG� *ODXEHQ� HLQH� VRUJIlOWLJH�
Suche nach den Inhabern der Rechte an dem Werk oder 
7RQWUlJHU�� HLQVFKOLH�OLFK� GHU� ,QKDEHU� GHU� 5HFKWH� DQ� :HU
NHQ� XQG� VRQVWLJHQ� 6FKXW]JHJHQVWlQGHQ�� GLH� LQ� GDV� :HUN�
RGHU� LQ� GHQ� 7RQWUlJHU� HLQJHEHWWHW� RGHU� HLQJHEXQGHQ� VLQG��
GXUFKJHI�KUW�ZHUGHQ��'HQ� 0LWJOLHGVWDDWHQ�VROOWH� HV� JHVWDW
WHW� VHLQ�� YRU]XVHKHQ�� GDVV� HLQH� VRUJIlOWLJH� 6XFKH� YRQ� GHQ�
in dieser Richtlinie genannten Einrichtungen oder von 

DQGHUHQ� (LQULFKWXQJHQ� GXUFKJHI�KUW� ZHUGHQ� NDQQ�� 6ROFKH�
DQGHUHQ� (LQULFKWXQJHQ� N|QQHQ� I�U� GLH� 'XUFKI�KUXQJ� GHU�
VRUJIlOWLJHQ� 6XFKH� (QWJHOWH� HUKHEHQ� 

(14)� 'DPLW� HLQ� KRKHV� 6LFKHUKHLWVQLYHDX� I�U� 8UKHEHUUHFKWH� XQG�
YHUZDQGWH� 6FKXW]UHFKWH� LQ� GHU� 8QLRQ� JHZlKUOHLVWHW� ZLUG��
VROOWH� HLQ� KDUPRQLVLHUWHV� .RQ]HSW� I�U� HLQH� VROFKH� VRUJ
IlOWLJH� 6XFKH� HUVWHOOW� ZHUGHQ�� (LQH� VRUJIlOWLJH� 6XFKH� VROOWH�
die Konsultation von Quellen beinhalten, die von dem 
0LWJOLHGVWDDW�� LQ� GHP� GLH� VRUJIlOWLJH� 6XFKH� GXUFK]XI�KUHQ�
LVW�� LQ� hEHUHLQVWLPPXQJ� PLW� GLHVHU� 5LFKWOLQLH� IHVWJHOHJW�
ZHUGHQ� XQG� GLH� ,QIRUPDWLRQHQ� �EHU� GLH� :HUNH� XQG� VRQV
WLJH� 6FKXW]JHJHQVWlQGH� OLHIHUQ�� 'DEHL� N|QQWHQ� GLH� 0LW
gliedstaaten auf die von der im Rahmen der Initiative 
I�U� GLJLWDOH� %LEOLRWKHNHQ� L����� HLQJHVHW]WHQ� +RFKUDQJL
gen Arbeitsgruppe zu digitalen Bibliotheken vereinbarten 
/HLWOLQLHQ� I�U� VRUJIlOWLJHV� 6XFKHQ� YHUZHLVHQ� 

(15) Um Doppelarbeit bei der Suche zu vermeiden, sollte eine 
VRUJIlOWLJH� 6XFKH� LQ� GHP� 0LWJOLHGVWDDW� GXUFKJHI�KUW� ZHU
GHQ�� LQ� GHP� GDV� :HUN� RGHU� GHU� 7RQWUlJHU� ]XHUVW� YHU
|IIHQWOLFKW� ZXUGH�� RGHU�� ZHQQ� HV� QLFKW� YHU|IIHQWOLFKW� ZXU
GH�� LQ� GHP� HV� ]XHUVW� JHVHQGHW� ZXUGH�� 'LH� VRUJIlOWLJH�
Suche nach Film- oder audiovisuellen Werken, deren Her
VWHOOHU� VHLQH� +DXSWQLHGHUODVVXQJ� RGHU� VHLQHQ� JHZ|KQOL
chen Aufenthalt in einem Mitgliedstaat hat, sollte in die
VHP� 0LWJOLHGVWDDW� GXUFKJHI�KUW� ZHUGHQ�� ,P� )DOOH� YRQ�
Film- oder audiovisuellen Werken, die von Herstellern 
aus verschiedenen Mitgliedstaaten koproduziert wurden, 
VROOWH� GLH� VRUJIlOWLJH� 6XFKH� LQ� MHGHP� GLHVHU� 0LWJOLHGVWDD
WHQ� GXUFKJHI�KUW� ZHUGHQ�� )�U� :HUNH� XQG� 7RQWUlJHU�� GLH�
ZHGHU� YHU|IIHQWOLFKW� QRFK� JHVHQGHW� ZXUGHQ�� GLH� MHGRFK�
GXUFK� GLH� %HJ�QVWLJWHQ� GLHVHU� 5LFKWOLQLH� PLW� =XVWLPPXQJ�
GHU� 5HFKWHLQKDEHU� GHU� gIIHQWOLFKNHLW� ]XJlQJOLFK� JHPDFKW�
ZXUGHQ�� VROOWH� GLH� VRUJIlOWLJH� 6XFKH� LQ� GHP� 0LWJOLHGVWDDW�
GXUFKJHI�KUW� ZHUGHQ�� LQ� GHP� GLH� (LQULFKWXQJ�� GLH� GDV�
:HUN� RGHU� GHQ� 7RQWUlJHU� PLW� =XVWLPPXQJ� GHV� 5HFKWH
LQKDEHUV� GHU� gIIHQWOLFKNHLW� ]XJlQJOLFK� JHPDFKW� KDW�� LKUHQ�
6LW]� KDW�� 'LH� VRUJIlOWLJH� 6XFKH� QDFK� GHQ� ,QKDEHUQ� GHU�
5HFKWH� DQ� :HUNHQ� RGHU� VRQVWLJHQ� 6FKXW]JHJHQVWlQGHQ��
GLH� LQ� HLQ� :HUN� RGHU� HLQHQ� 7RQWUlJHU� HLQJHEHWWHW� RGHU�
eingebunden sind, sollte in dem Mitgliedstaat durch
JHI�KUW� ZHUGHQ�� LQ� GHP� GLH� VRUJIlOWLJH� 6XFKH� QDFK� GHP�
:HUN� RGHU� GHP� 7RQWUlJHU�� GDV� E]Z�� GHU� GDV� HLQJHEHWWHWH�
oder eingebundene Werk oder den sonstigen Schutz
JHJHQVWDQG� HQWKlOW�� GXUFKJHI�KUW� ZLUG�� ,Q� DQGHUHQ� /lQ
GHUQ� YHUI�JEDUH� ,QIRUPDWLRQVTXHOOHQ� VROOWHQ� DXFK� NRQVXO
WLHUW� ZHUGHQ�� ZHQQ� +LQZHLVH� GDI�U� YRUOLHJHQ�� GDVV� UHOH
vante Informationen zu den Rechteinhabern in diesen 
DQGHUHQ� /lQGHUQ� JHIXQGHQ� ZHUGHQ� N|QQHQ�� 'LH� 'XUFK
I�KUXQJ� HLQHU� VRUJIlOWLJHQ� 6XFKH� NDQQ� YHUVFKLHGHQH� $U
ten von Informationen hervorbringen, wie etwa ein Such
protokoll und das Ergebnis der Suche. Das Suchprotokoll 
sollte archiviert werden, damit die betreffenden Einrich
WXQJHQ� QDFKZHLVHQ� N|QQHQ�� GDVV� GLH� 6XFKH� VRUJIlOWLJ�
GXUFKJHI�KUW� ZXUGH� 

(16)� 'LH� 0LWJOLHGVWDDWHQ� VROOWHQ� JHZlKUOHLVWHQ�� GDVV� GLH� EHWURI
IHQHQ� (LQULFKWXQJHQ� LKUH� VRUJIlOWLJHQ� 6XFKHQ� SURWRNROOLH
ren und dass die Ergebnisse solcher Suchen, die im Ein
zelnen in der Feststellung, dass ein Werk oder ein Ton
WUlJHU� DOV� HLQ� YHUZDLVWHV� :HUN� LP� 6LQQH� GLHVH� 5LFKWOLQLH�
DQ]XVHKHQ� LVW�� VRZLH� DXV� ,QIRUPDWLRQHQ� �EHU� GLH� bQGH
rung des Status und die Verwendung von verwaisten 
Werken durch diese Einrichtungen bestehen, erfasst und 
GHU� $OOJHPHLQKHLW� ]XJlQJOLFK� JHPDFKW� ZHUGHQ�� LQVEHVRQ
dere indem die relevanten Informationen in einer
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Online-Datenbank aufgezeichnet werden. Insbesondere in 
$QEHWUDFKW� GHU� JHVDPWHXURSlLVFKHQ� 'LPHQVLRQ� XQG� XP�
'RSSHODUEHLW� ]X� YHUPHLGHQ�� VROOWH� I�U� GLH� (LQULFKWXQJ�
HLQHU� HLQKHLWOLFKHQ� 2QOLQH�'DWHQEDQN� I�U� GLH� 8QLRQ� JH
VRUJW� ZHUGHQ�� GLH� VROFKH� ,QIRUPDWLRQHQ� HQWKlOW�� XQG� GD
I�U�� GDVV� GLHVH� ,QIRUPDWLRQHQ� GHU� $OOJHPHLQKHLW� LQ� WUDQV
SDUHQWHU� :HLVH� ]XU� 9HUI�JXQJ� JHVWHOOW� ZHUGHQ�� 'DGXUFK�
N|QQHQ� VRZRKO� GLH� (LQULFKWXQJHQ�� GLH� VRUJIlOWLJH� 6XFKHQ�
GXUFKI�KUHQ�� DOV� DXFK� GLH� 5HFKWHLQKDEHU� OHLFKW� DXI� VROFKH�
,QIRUPDWLRQHQ� ]XJUHLIHQ�� 'LH� 'DWHQEDQN� N|QQWH� DXFK�
eine wichtige Rolle bei der Verhinderung und Beendigung 
P|JOLFKHU� 8UKHEHUUHFKWVYHUOHW]XQJHQ� VSLHOHQ�� LQVEHVRQ
GHUH� LP� )DOO� HLQHU� bQGHUXQJ� GHV� 6WDWXV� HLQHV� :HUNV�
RGHU� 7RQWUlJHUV� DOV� YHUZDLVWHV� :HUN�� *HPl�� 9HURUGQXQJ�
(EU) Nr. 386/2012 ( 1 �� LVW� GDV� +DUPRQLVLHUXQJVDPW� I�U�
GHQ� %LQQHQPDUNW� �LP� )ROJHQGHQ� ÅGDV� $PW´�� PLW� EH
VWLPPWHQ� $XIJDEHQ� XQG� $NWLYLWlWHQ� EHWUDXW�� GLH� HV� DXV�
eigenen Haushaltsmitteln finanziert, mit dem Ziel, die 
$NWLYLWlWHQ� QDWLRQDOHU� %HK|UGHQ�� GHV� SULYDWHQ� 6HNWRUV�
XQG� GHU� 2UJDQH� GHU� 8QLRQ� EHL� GHU� 9HUK�WXQJ� XQG� EHL�
GHU� %HNlPSIXQJ� GHU� 9HUOHW]XQJ� GHU� 5HFKWH� GHV� JHLVWLJHQ�
(LJHQWXPV� ]X� I|UGHUQ� XQG� ]X� XQWHUVW�W]HQ� 

,P� (LQ]HOQHQ� VFKOLH�HQ� GLHVH� $XIJDEHQ� JHPl�� $UWLNHO� ��
Absatz 1 Buchstabe g der genannten Verordnung die 
Schaffung von Mechanismen ein, die zur Verbesserung 
des Online-Austauschs von relevanten Informationen 
]ZLVFKHQ� GHQ� EHWURIIHQHQ� %HK|UGHQ� GHU� 0LWJOLHGVWDDWHQ�
XQG� ]XU� )|UGHUXQJ� GHU� =XVDPPHQDUEHLW� ]ZLVFKHQ� GLHVHQ�
%HK|UGHQ� EHLWUDJHQ�� 'DKHU� VROOWH� HV� GHP� $PW� REOLHJHQ��
GLH� LQ� GLHVHU� 5LFKWOLQLH� JHQDQQWH� HXURSlLVFKH� 'DWHQEDQN�
PLW� ,QIRUPDWLRQHQ� �EHU� YHUZDLVWH� :HUNH� HLQ]XULFKWHQ�
und zu verwalten. 

(17)� %HVWLPPWH� :HUNH� XQG� 7RQWUlJHU� N|QQHQ� PHKUHUH� 5HFK
WHLQKDEHU� KDEHQ�� XQG� :HUNH� XQG� 7RQWUlJHU� N|QQHQ� LK
UHUVHLWV� VHOEVW� DQGHUH� :HUNH� RGHU� 6FKXW]JHJHQVWlQGH� EH
inhalten. Diese Richtlinie sollte die Rechte ermittelter und 
DXVILQGLJ� JHPDFKWHU� 5HFKWHLQKDEHU� QLFKW� EHU�KUHQ�� :HQQ�
mindestens ein Rechteinhaber ermittelt und ausfindig ge
PDFKW� ZXUGH�� LVW� HLQ� :HUN� RGHU� HLQ� 7RQWUlJHU� QLFKW� DOV�
YHUZDLVWHV� :HUN� DQ]XVHKHQ�� 'HQ� %HJ�QVWLJWHQ� GLHVHU�
Richtlinie sollte es nur dann gestattet sein, ein Werk 
RGHU� HLQHQ� 7RQWUlJHU� ]X� YHUZHQGHQ�� YRQ� GHP� HLQ� RGHU�
mehrere Rechteinhaber nicht ermittelt oder ausfindig ge
macht wurden, wenn sie von den ermittelten und aus
ILQGLJ� JHPDFKWHQ� 5HFKWHLQKDEHUQ� HLQVFKOLH�OLFK� GHQ� ,Q
habern der Rechte an Werken und sonstigen Schutz
JHJHQVWlQGHQ�� GLH� LQ� GHQ� :HUNHQ� RGHU� 7RQWUlJHUQ� HLQJH
EHWWHW� RGHU� HLQJHEXQGHQ� VLQG�� HUPlFKWLJW� ZXUGHQ�� JHPl��
den Artikeln 2 und 3 der Richtlinie 2001/29/EG das 
:HUN� ]X� YHUYLHOIlOWLJHQ� RGHU� |IIHQWOLFK� ]XJlQJOLFK� ]X�
machen. Rechteinhaber, die ermittelt und ausfindig ge
PDFKW� ZXUGHQ�� N|QQHQ� GLH� =XVWLPPXQJ� QXU� LQ� %H]XJ�
auf die Rechte geben, die sie selbst innehaben, entweder 
weil die Rechte ihre eigenen Rechte sind oder weil ihnen 
GLH� 5HFKWH� �EHUWUDJHQ� ZXUGHQ�� XQG� VLH� VROOWHQ� JHPl��
dieser Richtlinie die Nutzung nicht im Namen von 

Rechteinhabern, die nicht ermittelt oder ausfindig ge
PDFKW� ZXUGHQ�� JHVWDWWHQ� N|QQHQ�� (QWVSUHFKHQG� NDQQ��
wenn vorher nicht ermittelte oder ausfindig gemachte 
5HFKWHLQKDEHU� $QVSU�FKH� DQ� LKUHP� :HUN� RGHU� 7RQWUlJHU�
JHOWHQG� PDFKHQ�� GLH� UHFKWPl�LJH� 1XW]XQJ� GHV� :HUNV�
RGHU� 7RQWUlJHUV� GXUFK� GLH� %HJ�QVWLJWHQ� QXU� IRUWJHVHW]W�
ZHUGHQ�� ZHQQ� GLHVH� 5HFKWHLQKDEHU� JHPl�� 5LFKWOLQLH�
2001/29/EG ihre Zustimmung dazu in Bezug auf die 
Rechte geben, die sie innehaben. 

(18) Rechteinhaber sollten berechtigt sein, den Status als ver
waistes Werk zu beenden, wenn sie ihre Rechte an dem 
Werk oder sonstigen Schutzgegenstand geltend machen 
wollen. Rechteinhaber, die den Status eines Werks oder 
sonstigen Schutzgegenstands als verwaistes Werk been
GHQ�� VROOWHQ� HLQHQ� JHUHFKWHQ� $XVJOHLFK� I�U� GLH� 1XW]XQJ�
LKUHU� :HUNH� RGHU� DQGHUHQ� 6FKXW]JHJHQVWlQGH� JHPl�� GLH
ser Richtlinie erhalten, die von dem Mitgliedstaat, in dem 
die ein verwaistes Werk nutzende Einrichtung ihren Sitz 
hat, festzulegen ist. Es steht den Mitgliedstaaten frei, die 
8PVWlQGH� GHU� =DKOXQJ� GLHVHV� $XVJOHLFKV� IHVW]XOHJHQ�� HLQ
VFKOLH�OLFK� GHV� =HLWSXQNWV�� ]X� GHP� GLH� =DKOXQJ� IlOOLJ� LVW��
%HL� GHU� )HVWOHJXQJ� GHU� +|KH� GHV� JHUHFKWHQ� $XVJOHLFKV�
sollten unter anderem die kulturpolitischen Zielsetzungen 
des Mitgliedstaats, der nicht kommerzielle Charakter der 
Nutzung durch die betreffenden Einrichtungen zur Errei
chung der mit ihren im Gemeinwohl liegenden Aufgaben 
YHUEXQGHQHQ� =LHOH�� ZLH� )|UGHUXQJ� YRQ� /HUQHQ� XQG� 9HU
EUHLWXQJ� YRQ� .XOWXU�� VRZLH� GHU� HYHQWXHOOH� 6FKDGHQ� I�U�
5HFKWHLQKDEHU� DQJHPHVVHQ� EHU�FNVLFKWLJW� ZHUGHQ� 

(19)� :XUGH� HLQ� :HUN� RGHU� HLQ� 7RQWUlJHU� QDFK� HLQHU� 6XFKH��
GLH� QLFKW� VRUJIlOWLJ� ZDU�� ]X� 8QUHFKW� DOV� YHUZDLVWHV� :HUN�
HLQJHVWXIW�� VR� NDQQ� DXI� GLH� 5HFKWVEHKHOIH� ]XU�FNJHJULIIHQ�
werden, die in den Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
JHPl�� GHQ� PD�JHEOLFKHQ� HLQ]HOVWDDWOLFKHQ� XQG� XQLRQV
rechtlichen Bestimmungen bei Verletzungen des Urheber
rechts vorgesehen sind. 

(20)� 8P� GDV� /HUQHQ� XQG� GLH� 9HUEUHLWXQJ� YRQ� .XOWXU� ]X� I|U
dern, sollten die Mitgliedstaaten eine Ausnahme oder Be
VFKUlQNXQJ� ³� ]XVlW]OLFK� ]X� GHQ� LQ� $UWLNHO� �� GHU� 5LFKW
linie 2001/29/EG vorgesehenen Ausnahmen oder Be
VFKUlQNXQJHQ� ³� YRUVHKHQ�� 'LHVH� $XVQDKPH� RGHU� %H
VFKUlQNXQJ� VROOWH� GHQ� LQ� $UWLNHO� �� $EVDW]� �� %XFKVWDEH�
c der Richtlinie 2001/29/EG genannten bestimmten Ein
ULFKWXQJHQ� XQG� LP� %HUHLFK� GHV� )LOP�� RGHU� 7RQHUEHV� Wl
WLJHQ� (LQULFKWXQJHQ�� GLH� JHPHLQQ�W]LJ� WlWLJ� VLQG�� VRZLH�
|IIHQWOLFK�UHFKWOLFKHQ� 5XQGIXQNDQVWDOWHQ� JHVWDWWHQ�� YHU
waiste Werke im Sinne der genannten Richtlinie zu ver
YLHOIlOWLJHQ� XQG� |IIHQWOLFK� ]XJlQJOLFK� ]X� PDFKHQ�� VRIHUQ�
HLQH� VROFKH� 1XW]XQJ� GHU� (UI�OOXQJ� LKUHU� LP� *HPHLQZRKO�
liegenden Aufgaben dient, insbesondere der Bewahrung, 
der Restaurierung sowie der Bereitstellung des kulturellen 
und bildungspolitischen Zwecken dienenden Zugangs zu 
LKUHQ� 6DPPOXQJHQ�� HLQVFKOLH�OLFK� LKUHU� GLJLWDOHQ� 6DPP
lungen. Der Begriff der im Bereich des Film- oder Ton
HUEHV� WlWLJHQ� (LQULFKWXQJHQ� VROOWH� I�U� GLH� =ZHFNH� GLHVHU�
Richtlinie Einrichtungen umfassen, die von den Mitglied
staaten zur Sammlung, Katalogisierung, Erhaltung und 
Restaurierung von Filmen und anderen audiovisuellen 
:HUNHQ� RGHU� 7RQWUlJHUQ�� GLH� 7HLO� LKUHV� NXOWXUHOOHQ� (UEHV�
VLQG�� DXVJHZLHVHQ� VLQG�� 'HU� %HJULII� GHU� |IIHQWOLFK�UHFKW
OLFKHQ� 5XQGIXQNDQVWDOWHQ� VROOWH� I�U� GLH� =ZHFNH� GLHVHU�
5LFKWOLQLH� 5XQGIXQNDQVWDOWHQ� XPIDVVHQ�� GLH� HLQHQ� |IIHQW
OLFK�UHFKWOLFKHQ� $XIWUDJ� HUI�OOHQ�� GHU� YRP� MHZHLOLJHQ

DE ����������� $PWVEODWW�GHU�(XURSlLVFKHQ�8QLRQ� /� ����� 

( 1 �� 9HURUGQXQJ� �(8�� 1U�� ��������� GHV� (XURSlLVFKHQ� 3DUODPHQWV� XQG�
GHV� 5DWHV� YRP� ���� $SULO� ����� ]XU� hEHUWUDJXQJ� YRQ� $XIJDEHQ�� GLH�
die Durchsetzung von Rechten des geistigen Eigentums betreffen, 
HLQVFKOLH�OLFK�GHU� =XVDPPHQI�KUXQJ� YRQ� 9HUWUHWHUQ� GHV� |IIHQWOLFKHQ�
XQG� GHV� SULYDWHQ� 6HNWRUV� LP� 5DKPHQ� HLQHU� (XURSlLVFKHQ� %HREDFK
WXQJVVWHOOH� I�U� 9HUOHW]XQJHQ� YRQ� 5HFKWHQ� GHV� JHLVWLJHQ� (LJHQWXPV��
DXI� GDV� +DUPRQLVLHUXQJVDPW� I�U� GHQ� %LQQHQPDUNW� �0DUNHQ�� 0XVWHU�
und Modelle) (ABl. L 129 vom 16.5.2012, S. 1).



Mitgliedstaat erteilt, festgelegt und gestaltet wird. Die in 
GLHVHU� 5LFKWOLQLH� IHVWJHOHJWH� $XVQDKPH� RGHU� %HVFKUlQ
kung in Bezug auf die Genehmigung der Nutzung ver
waister Werke gilt unbeschadet der in Artikel 5 der 
Richtlinie 2011/29/EG vorgesehenen Ausnahmen und 
%HVFKUlQNXQJHQ�� 6LH� NDQQ� QXU� LQ� EHVWLPPWHQ� 6RQGHUIlO
len angewandt werden, in denen die normale Verwertung 
des Werks oder des sonstigen Schutzgegenstands nicht 
EHHLQWUlFKWLJW� ZLUG� XQG� GLH� EHUHFKWLJWHQ� ,QWHUHVVHQ� GHV�
5HFKWVLQKDEHUV� QLFKW� XQJHE�KUOLFK� YHUOHW]W� ZHUGHQ� 

(21)� 8P� $QUHL]H� I�U� GLH� 'LJLWDOLVLHUXQJ� ]X� ELHWHQ�� VROOWHQ� GLH�
%HJ�QVWLJWHQ� GLHVHU� 5LFKWOLQLH� (LQQDKPHQ� LP� =XVDPPHQ
KDQJ� PLW� LKUHU� 1XW]XQJ� YHUZDLVWHU� :HUNH� JHPl�� GLHVHU�
5LFKWOLQLH� HUZLUWVFKDIWHQ�G�UIHQ�� XP� =LHOH� LP� =XVDPPHQ
hang mit ihren im Gemeinwohl liegenden Aufgaben zu 
YHUZLUNOLFKHQ�� DXFK� LP� 5DKPHQ� |IIHQWOLFK�SULYDWHU� 3DUW
QHUVFKDIWV�EHUHLQNRPPHQ� 

(22)� 9HUWUDJOLFKH� 9HUHLQEDUXQJHQ� N|QQHQ� EHL� GHU� )|UGHUXQJ�
GHU� 'LJLWDOLVLHUXQJ� GHV� HXURSlLVFKHQ� .XOWXUHUEHV� HLQH�
5ROOH� VSLHOHQ�� GHQQ� |IIHQWOLFK� ]XJlQJOLFKH� %LEOLRWKHNHQ��
Bildungseinrichtungen und Museen sowie Archive, im 
%HUHLFK� GHV� )LOP�� RGHU� 7RQHUEHV� WlWLJH� (LQULFKWXQJHQ�
XQG� |IIHQWOLFK�UHFKWOLFKH� 5XQGIXQNDQVWDOWHQ� VROOWHQ� LP�
+LQEOLFN� DXI� GLH� LP� 5DKPHQ� GLHVHU� 5LFKWOLQLH� ]XOlVVLJHQ�
Arten der Nutzung Vereinbarungen mit kommerziellen 
3DUWQHUQ� �EHU� GLH� 'LJLWDOLVLHUXQJ� XQG� |IIHQWOLFKH� =XJlQJ
OLFKPDFKXQJ� YHUZDLVWHU� :HUNH� VFKOLH�HQ� G�UIHQ�� 'LHVH�
9HUHLQEDUXQJHQ� N|QQHQ� ILQDQ]LHOOH� %HLWUlJH� VROFKHU� 3DUW
ner beinhalten. Solche Vereinbarungen sollten die Nut
]XQJ� YHUZDLVWHU� :HUNH� GXUFK� GLH� %HJ�QVWLJWHQ� GLHVHU�
5LFKWOLQLH� QLFKW� EHVFKUlQNHQ� XQG� GHP� NRPPHU]LHOOHQ�
Partner keine Rechte zur Nutzung oder Kontrolle der 
1XW]XQJ� GHU� YHUZDLVWHQ� :HUNH� HLQUlXPHQ� 

(23)� 8P� GHQ� =XJDQJ� GHU� 8QLRQVE�UJHU� ]XP� HXURSlLVFKHQ�
.XOWXUHUEH�]X� I|UGHUQ�� PXVV� DX�HUGHP�GDI�U� JHVRUJW� ZHU
den, dass verwaiste Werke, die in einem Mitgliedstaat 
GLJLWDOLVLHUW� XQG� GHU� gIIHQWOLFKNHLW� ]XJlQJOLFK� JHPDFKW�
ZXUGHQ�� DXFK� LQ� DQGHUHQ� 0LWJOLHGVWDDWHQ� GHU� gIIHQWOLFK
NHLW� ]XJlQJOLFK� JHPDFKW� ZHUGHQ� N|QQHQ�� gIIHQWOLFK� ]X
JlQJOLFKH� %LEOLRWKHNHQ�� %LOGXQJVHLQULFKWXQJHQ� XQG� 0X
seen sowie Archive, im Bereich des Film- oder Tonerbes 
WlWLJH� (LQULFKWXQJHQ� XQG� |IIHQWOLFK�UHFKWOLFKH� 5XQGIXQN
DQVWDOWHQ�� GLH� HLQ� YHUZDLVWHV� :HUN� ]XU� (UI�OOXQJ� LKUHU� LP�
Gemeinwohl liegenden Aufgaben nutzen, sollten die 
0|JOLFKNHLW� KDEHQ�� GDV� YHUZDLVWH� :HUN� GHU� gIIHQWOLFKNHLW�
LQ� DQGHUHQ� 0LWJOLHGVWDDWHQ� ]XJlQJOLFK� ]X� PDFKHQ� 

(24) Diese Richtlinie gilt unbeschadet der in den Mitgliedstaa
WHQ� EHVWHKHQGHQ� 5HJHOXQJHQ� I�U� GLH� 9HUZDOWXQJ� YRQ�
Rechten, beispielsweise der erweiterten kollektiven Lizen
zen, der gesetzlichen Vermutungen in Bezug auf die Ver
WUHWXQJ� RGHU� hEHUWUDJXQJ�� GHU� NROOHNWLYHQ� 9HUZHUWXQJ�
RGHU� lKQOLFKHU� 5HJHOXQJHQ� RGHU� HLQHU� .RPELQDWLRQHQ�
GLHVHU�(OHPHQWH�� HLQVFKOLH�OLFK�LKUHU�$QZHQGXQJ� DXI� 0DV
sendigitalisierungen. 

(25)� 'D� GDV� =LHO� GLHVHU� 5LFKWOLQLH�� QlPOLFK� LP� =XVDPPHQKDQJ�
mit der Nutzung verwaister Werke Rechtssicherheit zu 
JHZlKUOHLVWHQ�� DXI� (EHQH� GHU� 0LWJOLHGVWDDWHQ� QLFKW� DXVUHL
chend verwirklicht werden kann und daher wegen der 
HUIRUGHUOLFKHQ� (LQKHLWOLFKNHLW� GHU� 5HJHOQ� �EHU� GLH� 1XW

zung verwaister Werke besser auf Unionsebene zu ver
wirklichen ist, kann die Union im Einklang mit dem in 
$UWLNHO� �� GHV� 9HUWUDJV� �EHU� GLH� (XURSlLVFKH� 8QLRQ� QLH
GHUJHOHJWHQ� 6XEVLGLDULWlWVSULQ]LS� WlWLJ� ZHUGHQ�� (QWVSUH
chend dem in demselben Artikel genannten Grundsatz 
GHU� 9HUKlOWQLVPl�LJNHLW� JHKW� GLHVH� 5LFKWOLQLH� QLFKW� �EHU�
GDV� I�U� GLH� (UUHLFKXQJ� GLHVHV� =LHOV� HUIRUGHUOLFKH� 0D�� KL
QDXV� ³ 

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Gegenstand und Anwendungsbereich 

(1) Diese Richtlinie betrifft bestimmte Formen der Nutzung 
YHUZDLVWHU� :HUNH� GXUFK� |IIHQWOLFK� ]XJlQJOLFKH� %LEOLRWKHNHQ�� %LO
dungseinrichtungen und Museen sowie Archive, im Bereich des 
)LOP�� RGHU� 7RQHUEHV� WlWLJH� (LQULFKWXQJHQ� XQG� |IIHQWOLFK�UHFKW
liche Rundfunkanstalten, die in den Mitgliedstaaten ihren Sitz 
haben, um die Ziele im Zusammenhang mit ihren im Gemein
wohl liegenden Aufgaben zu erreichen. 

(2) Gegenstand dieser Richtlinie sind: 

D�� :HUNH�� GLH� LQ� )RUP� YRQ� %�FKHUQ�� )DFK]HLWVFKULIWHQ�� =HLWXQ
JHQ�� =HLWVFKULIWHQ� RGHU� LQ� VRQVWLJHU� 6FKULIWIRUP� YHU|IIHQWOLFKW�
ZXUGHQ� XQG� GLH� LQ� 6DPPOXQJHQ� |IIHQWOLFK� ]XJlQJOLFKHU� %L
bliotheken, Bildungseinrichtungen oder Museen sowie in den 
Sammlungen von Archiven oder im Bereich des Film- oder 
7RQHUEHV� WlWLJHQ� (LQULFKWXQJHQ� HQWKDOWHQ� VLQG� 

E�� )LOP�� RGHU� DXGLRYLVXHOOH� :HUNH� XQG� 7RQWUlJHU�� GLH� LQ� GHQ�
6DPPOXQJHQ� YRQ� |IIHQWOLFK� ]XJlQJOLFKHQ� %LEOLRWKHNHQ�� %LO
dungseinrichtungen oder Museen sowie in den Sammlungen 
von Archiven oder Einrichtungen im Bereich des Film- oder 
Tonerbes enthaltenen Einrichtungen enthalten sind, und 

F�� )LOP�� RGHU� DXGLRYLVXHOOH� :HUNH� XQG� 7RQWUlJHU�� GLH� YRQ� |I
fentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten bis zum und ein
VFKOLH�OLFK� DP� ���� 'H]HPEHU� ����� SURGX]LHUW� ZXUGHQ� XQG�
in ihren Archiven enthalten sind, 

die urheberrechtlich oder durch verwandte Schutzrechte ge
VFK�W]W� VLQG� XQG� ]XHUVW� LQ� HLQHP� 0LWJOLHGVWDDW� YHU|IIHQWOLFKW�
RGHU�� ZHQQ� VLH� QLFKW� YHU|IIHQWOLFKW� ZXUGHQ�� JHVHQGHW� ZXUGHQ� 

���� 'LHVH� 5LFKWOLQLH� JLOW� DXFK� I�U� :HUNH� XQG� 7RQWUlJHU� JH
Pl�� $EVDW]� ��� GLH� ZHGHU� YHU|IIHQWOLFKW� QRFK� JHVHQGHW� ZXUGHQ��
GLH� MHGRFK� GXUFK� GLH� (LQULFKWXQJHQ� JHPl�� $EVDW]� �� PLW� =X
VWLPPXQJ� GHU� 5HFKWHLQKDEHU� GHU� gIIHQWOLFKNHLW� ]XJlQJOLFK� JH
PDFKW� ZXUGHQ�� VRIHUQ� YHUQ�QIWLJHUZHLVH� DQ]XQHKPHQ� LVW�� GDVV�
VLFK� GLH� 5HFKWHLQKDEHU� GHU� 1XW]XQJ� JHPl�� $UWLNHO� �� QLFKW� ZL
GHUVHW]HQ� Z�UGHQ�� 'LH� 0LWJOLHGVWDDWHQ� N|QQHQ� GLH� $QZHQGXQJ�
GLHVHV� $EVDW]HV� DXI� :HUNH� XQG� 7RQWUlJHU� EHVFKUlQNHQ�� GLH� EHL�
diesen Einrichtungen vor dem 29. Oktober 2014 hinterlegt 
wurden. 

���� 'LHVH� 5LFKWOLQLH� JLOW� DXFK� I�U� :HUNH� XQG� VRQVWLJH� 6FKXW]
JHJHQVWlQGH�� GLH� LQ� :HUNH� RGHU� 7RQWUlJHU� JHPl�� GHQ� $EVlW]HQ�
2 und 3 eingebettet oder eingebunden oder integraler Bestand
teil dieser sind. 

���� 'LHVH� 5LFKWOLQLH� OlVVW� MHJOLFKH� 5HJHOXQJHQ� �EHU� GLH� 9HU
ZDOWXQJ� YRQ� 5HFKWHQ� DXI� QDWLRQDOHU� (EHQH� XQEHU�KUW�
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Artikel 2 

Verwaiste Werke 

���� (LQ� :HUN� RGHU� 7RQWUlJHU� JLOW� DOV� YHUZDLVWHV� :HUN�� ZHQQ�
NHLQHU� GHU� 5HFKWHLQKDEHU� GLHVHV� :HUNV� RGHU� 7RQWUlJHUV� HUPLWWHOW�
ist oder, selbst wenn einer oder mehrere von ihnen ermittelt 
sind, keiner ausfindig gemacht worden ist, obwohl eine sorg
IlOWLJH� 6XFKH� QDFK� GHQ� 5HFKWHLQKDEHUQ� JHPl�� $UWLNHO� �� GXUFK
JHI�KUW� XQG� GRNXPHQWLHUW� ZRUGHQ� LVW� 

���� *LEW� HV� I�U� HLQ� :HUN� RGHU� 7RQWUlJHU� PHKU� DOV� HLQHQ�
Rechteinhaber und sind nicht alle von ihnen ermittelt oder, 
selbst wenn ermittelt, ausfindig gemacht worden, obwohl eine 
VRUJIlOWLJH� 6XFKH� JHPl�� $UWLNHO� �� GXUFKJHI�KUW� XQG� GRNXPHQ
WLHUW� ZRUGHQ� LVW�� VR� NDQQ� GDV� :HUN� RGHU� GHU� 7RQWUlJHU� JHPl��
dieser Richtlinie genutzt werden, vorausgesetzt, die Rechtein
haber, die ermittelt und ausfindig gemacht worden sind, haben 
in Bezug auf die von ihnen gehaltenen Rechte die in Artikel 1 
$EVDW]� �� JHQDQQWHQ� (LQULFKWXQJHQ� HUPlFKWLJW�� GLH� :HUNH� E]Z��
7RQWUlJHU� JHPl�� GHQ� $UWLNHOQ� �� E]Z�� �� GHU� 5LFKWOLQLH�
��������(*� ]X� YHUYLHOIlOWLJHQ� XQG� |IIHQWOLFK� ]XJlQJOLFK� ]X� PD
chen. 

(3) Absatz 2 gilt unbeschadet der Rechte ermittelter und 
DXVILQGLJ� JHPDFKWHU� 5HFKWHLQKDEHU� DQ� GHP� :HUN� RGHU� 7RQWUl
ger. 

���� $UWLNHO� �� JLOW� HQWVSUHFKHQG� I�U� GLH� ,QKDEHU� GHU� 5HFKWH� DQ�
GHQ� :HUNHQ� JHPl�� $EVDW]� ��� GLH� QLFKW� HUPLWWHOW� XQG� DXVILQGLJ�
gemacht worden sind. 

���� 'LHVH� 5LFKWOLQLH� OlVVW� QDWLRQDOH� 5HJHOXQJHQ� ]X� DQRQ\PHQ�
RGHU� SVHXGRQ\PHQ� :HUNHQ� XQEHU�KUW� 

Artikel 3 

6RUJIlOWLJH� 6XFKH 

���� =XU� )HVWVWHOOXQJ�� RE� HLQ� :HUN� RGHU� 7RQWUlJHU� HLQ� YHU
waistes Werk ist, sorgen die in Artikel 1 Absatz 1 genannten 
(LQULFKWXQJHQ� GDI�U�� GDVV� HLQH� VRUJIlOWLJH� 6XFKH� QDFK� MHGHP�
einzelnen Werk oder sonstigen Schutzgegenstand durch Kon
VXOWDWLRQ� GHU� I�U� GLH� EHWUHIIHQGH� .DWHJRULH� GHV� :HUNV� XQG� VRQV
tigen Schutzgegenstands geeigneten Quellen nach Treu und 
*ODXEHQ� GXUFKJHI�KUW� ZLUG�� 'LH� VRUJIlOWLJH� 6XFKH� ZLUG� YRU� GHU�
1XW]XQJ� GHV� :HUNV� RGHU� 7RQWUlJHUV� GXUFKJHI�KUW� 

���� :HOFKH� 4XHOOHQ� I�U� GLH� HLQ]HOQHQ� .DWHJRULHQ� GHU� EHWUHI
IHQGHQ� :HUNH� RGHU� 7RQWUlJHU� JHHLJQHW� VLQG�� ZLUG� YRQ� MHGHP�
Mitgliedstaat in Absprache mit den Rechteinhabern und den 
1XW]HUQ� EHVWLPPW�� VLH� VFKOLH�HQ� PLQGHVWHQV� GLH� LP� $QKDQJ�
DXIJHI�KUWHQ� UHOHYDQWHQ� 4XHOOHQ� HLQ� 

���� (LQH� VRUJIlOWLJH� 6XFKH� ZLUG� LQ� GHP� 0LWJOLHGVWDDW� GXUFK
JHI�KUW�� LQ� GHP� GDV� :HUN� ]XHUVW� YHU|IIHQWOLFKW� RGHU�� ZHQQ� HV�
QLFKW� YHU|IIHQWOLFKW� ZXUGH�� ]XHUVW� JHVHQGHW� ZXUGH�� DX�HU� LP�
Falle von Film- oder audiovisuellen Werken, deren Hersteller 
VHLQH� +DXSWQLHGHUODVVXQJ� RGHU� VHLQHQ� JHZ|KQOLFKHQ� $XIHQWKDOW�
LQ� HLQHP� 0LWJOLHGVWDDW� KDW�� ,Q� GLHVHP� )DOO� ZLUG� GLH� VRUJIlOWLJH�
Suche in dem Mitgliedstaat seiner Hauptniederlassung oder sei
QHV� JHZ|KQOLFKHQ� $XIHQWKDOWV� GXUFKJHI�KUW� 

,Q� GHP� LQ� $UWLNHO� �� $EVDW]� �� JHQDQQWHQ� )DOO�ZLUG� GLH� VRUJIlOWLJH�
6XFKH� LQ� GHP� 0LWJOLHGVWDDW� GXUFKJHI�KUW�� LQ� GHP� GLH� (LQULFK
WXQJ�� GLH� GDV� :HUN� RGHU� GHQ� 7RQWUlJHU� PLW� =XVWLPPXQJ� GHV�
5HFKWHLQKDEHUV� GHU� gIIHQWOLFKNHLW� ]XJlQJOLFK� JHPDFKW� KDW�� LKUHQ�
Sitz hat. 

(4) Wenn es Hinweise darauf gibt, dass relevante Informatio
QHQ� ]X� 5HFKWHLQKDEHUQ� LQ� DQGHUHQ� /lQGHUQ� JHIXQGHQ� ZHUGHQ�
N|QQHQ�� VLQG� DXFK� YHUI�JEDUH� ,QIRUPDWLRQVTXHOOHQ� LQ� GLHVHQ�
DQGHUHQ� /lQGHUQ� ]X� NRQVXOWLHUHQ� 

���� 'LH� 0LWJOLHGVWDDWHQ� VRUJHQ� GDI�U�� GDVV� GLH� LQ� $UWLNHO� ��
$EVDW]� �� JHQDQQWHQ� (LQULFKWXQJHQ� LKUH� VRUJIlOWLJHQ� 6XFKHQ� GR
kumentieren und dass diese Einrichtungen die folgenden Infor
PDWLRQHQ� DQ� GLH� ]XVWlQGLJHQ� QDWLRQDOHQ� %HK|UGHQ� ZHLWHUOHLWHQ� 

D�� GLH� (UJHEQLVVH� GHU� VRUJIlOWLJHQ� 6XFKHQ�� GLH� GLH� (LQULFKWXQJHQ�
GXUFKJHI�KUW� KDEHQ� XQG� GLH� ]X� GHU� 6FKOXVVIROJHUXQJ� JHI�KUW�
KDEHQ�� GDVV� HLQ� :HUN� RGHU� HLQ� 7RQWUlJHU� DOV� YHUZDLVWHV�:HUN�
zu betrachten ist; 

b) die Art der Nutzung des verwaisten Werkes durch die Ein
ULFKWXQJ� JHPl�� GLHVHU� 5LFKWOLQLH� 

F�� MHGH� JHPl�� $UWLNHO� �� HUIROJHQGH� bQGHUXQJ� GHV� 6WDWXV� YRQ�
:HUNHQ� XQG� 7RQWUlJHUQ�� GLH� GLH� (LQULFKWXQJ� QXW]W�� DOV� YHU
waiste Werke; 

d) die jeweiligen Kontaktangaben der betreffenden Einrichtung. 

���� 'LH� 0LWJOLHGVWDDWHQ� HUJUHLIHQ� GLH� HUIRUGHUOLFKHQ� 0D�QDK
PHQ�� XP� VLFKHU]XVWHOOHQ�� GDVV� GLH� ,QIRUPDWLRQ� JHPl�� $EVDW]� ��
LQ� HLQHU� HLQ]LJHQ� |IIHQWOLFK� ]XJlQJOLFKHQ� 2QOLQH�'DWHQEDQN� HU
IDVVW� ZLUG�� GLH� LQ� hEHUHLQVWLPPXQJ� PLW� GHU� 9HURUGQXQJ� �(8��
1U�� ��������� YRP� +DUPRQLVLHUXQJVDPW� I�U� GHQ� %LQQHQPDUNW�
�LP� )ROJHQGHQ� ÅGDV� $PW´�� HLQJHULFKWHW� XQG� YHUZDOWHW� ZLUG�� =X�
GLHVHP� =ZHFN� OHLWHQ� VLH� GLHVH� ,QIRUPDWLRQHQ� XQYHU]�JOLFK� QDFK�
deren Erhalt von den in Artikel 1 Absatz 1 genannten Einrich
tungen an das Amt weiter. 

Artikel 4 

Gegenseitige Anerkennung des Status als verwaistes Werk

(LQ� :HUN� RGHU� 7RQWUlJHU�� GDV� E]Z�� GHU� QDFK� $UWLNHO� �� LQ� HLQHP�
Mitgliedstaat als verwaistes Werk gilt, gilt in allen Mitgliedstaa
WHQ� DOV� YHUZDLVWHV� :HUN�� 'LHVHV� :HUN� RGHU� GLHVHU� 7RQWUlJHU�
kann entsprechend der Vorgaben dieser Richtlinie in allen Mit
gliedstaaten genutzt werden und es kann auf diese zugegriffen 
ZHUGHQ�� 'LHV� JLOW� DXFK� I�U� GLH� LQ� $UWLNHO� �� $EVDW]� �� JHQDQQWHQ�
:HUNH� XQG� 7RQWUlJHU�� VRZHLW� GLH� 5HFKWH� YRQ� QLFKW� HUPLWWHOWHQ�
oder nicht ausfindig gemachten Rechteinhabern betroffen sind. 

Artikel 5 

Ende des Status als verwaistes Werk 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass der Inhaber der Rechte 
DQ� HLQHP� DOV� YHUZDLVW� TXDOLIL]LHUWHQ� :HUN� RGHU� 7RQWUlJHU� MHGHU
]HLW� GLH� 0|JOLFKNHLW� KDW�� LQ� %H]XJ� DXI� VHLQH� 5HFKWH� GHQ� 6WDWXV�
als verwaistes Werk zu beenden. 

Artikel 6 

=XOlVVLJH� )RUPHQ� GHU� 1XW]XQJ� YHUZDLVWHU� :HUNH 

���� 'LH� 0LWJOLHGVWDDWHQ� VHKHQ� $XVQDKPHQ� RGHU� %HVFKUlQNXQ
JHQ� LQ� %H]XJ� DXI� GLH� 5HFKWH� DXI� 9HUYLHOIlOWLJXQJ� XQG� |IIHQWOLFKH�
=XJlQJOLFKPDFKXQJ�JHPl�� GHQ� $UWLNHOQ� �� E]Z�� �� GHU�5LFKWOLQLH�
2001/29/EG vor, um sicherzustellen, dass es den in Artikel 1 
Absatz 1 genannten Einrichtungen gestattet ist, in ihren Samm
lungen enthaltene verwaiste Werke auf folgende Weise zu 
nutzen:
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D�� |IIHQWOLFKH� =XJlQJOLFKPDFKXQJ� GHV� YHUZDLVWHQ� :HUNV� LP�
Sinne von Artikel 3 der Richtlinie 2001/29/EG; 

E�� 9HUYLHOIlOWLJXQJ� LP� 6LQQH� YRQ� $UWLNHO� �� GHU� 5LFKWOLQLH�
��������(*� ]XP� =ZHFN� GHU� 'LJLWDOLVLHUXQJ�� =XJlQJOLFKPD
chung, Indexierung, Katalogisierung, Bewahrung oder Restau
rierung. 

(2) Die in Artikel 1 Absatz 1 genannten Einrichtungen nut
]HQ� HLQ� YHUZDLVWHV� :HUN� JHPl�� $EVDW]� �� GLHVHV� $UWLNHOV� QXU��
um Ziele im Zusammenhang mit ihren im Gemeinwohl liegen
den Aufgaben zu verfolgen, insbesondere die Bewahrung, die 
Restaurierung sowie die Bereitstellung des kulturellen und bil
dungspolitischen Zwecken dienenden Zugangs zu Werken und 
7RQWUlJHUQ�� GLH� LQ� LKUHU� 6DPPOXQJ� HQWKDOWHQ� VLQG�� 'LH� (LQULFK
WXQJHQ� G�UIHQ� EHL� HLQHU� VROFKHQ� 1XW]XQJ� DXVVFKOLH�OLFK� ]XU�
'HFNXQJ� LKUHU� .RVWHQ� I�U� GLH� 'LJLWDOLVLHUXQJ� YHUZDLVWHU� :HUNH�
XQG� LKUH� |IIHQWOLFKH� =XJlQJOLFKPDFKXQJ� (LQQDKPHQ� HUZLUW
schaften. 

(3) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die in Artikel 1 
Absatz 1 genannten Einrichtungen die Namen ermittelter Urhe
ber und anderer Rechteinhaber bei jeder Nutzung eines verwais
ten Werks angeben. 

���� 'LHVH� 5LFKWOLQLH� OlVVW� GLH� 9HUWUDJVIUHLKHLW� VROFKHU� (LQULFK
WXQJHQ� EHL� GHU� (UI�OOXQJ� LKUHU� LP� *HPHLQZRKO� OLHJHQGHQ� $XI
JDEHQ� XQEHU�KUW�� LQVEHVRQGHUH� KLQVLFKWOLFK� GHV� $EVFKOXVVHV� YRQ�
|IIHQWOLFK�SULYDWHQ� 3DUWQHUVFKDIWHQ� 

(5) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Rechteinhaber, die 
GHQ� 6WDWXV� LKUHU� :HUNH� RGHU� VRQVWLJHU� 6FKXW]JHJHQVWlQGH� DOV�
YHUZDLVWHV� :HUN� EHHQGHQ�� I�U� GLH� YRUKHULJH� 1XW]XQJ� VROFKHU�
:HUNH� XQG� VRQVWLJHU� 6FKXW]JHJHQVWlQGH� JHPl�� $EVDW]� �� GLHVHV�
Artikels durch die in Artikel 1 Absatz 1 genannten Einrichtun
gen einen gerechten Ausgleich erhalten. Es steht den Mitglied
VWDDWHQ� IUHL�� GLH� 8PVWlQGH� I�U� GLH� =DKOXQJ� HLQHV� VROFKHQ� $XV
JOHLFKV� IHVW]XOHJHQ�� 'LH� +|KH� GLHVHU� 9HUJ�WXQJ�ZLUG� LP� 5DKPHQ�
der unionsrechtlichen Vorgaben durch die Rechtsvorschriften 
des Mitgliedstaats geregelt, in dem die Einrichtung, die das ver
waiste Werk nutzt, ihren Sitz hat. 

Artikel 7 

Weitere Anwendung anderer Rechtsvorschriften 

'LHVH� 5LFKWOLQLH� OlVVW� DQGHUH� 5HFKWVYRUVFKULIWHQ� LQVEHVRQGHUH� LQ�
IROJHQGHQ� %HUHLFKHQ� XQEHU�KUW�� 3DWHQWUHFKWH�� 0DUNHQ�� 0XVWHU
rechte, Gebrauchsmuster, Topographien von Halbleitererzeug
nissen, typographische Schriftzeichen, Zugangskontrolle, Zu
gang zum Kabel von Sendediensten, Schutz nationalen Kultur
guts, Anforderungen im Bereich der gesetzlich angeordneten 
+LQWHUOHJXQJ� YRQ� 3IOLFKWH[HPSODUHQ�� 5HFKWVYRUVFKULIWHQ� �EHU�
:HWWEHZHUEVEHVFKUlQNXQJHQ� XQG� XQODXWHUHQ� :HWWEHZHUE�� %H
triebsgeheimnisse, Sicherheit, Vertraulichkeit, Datenschutz und 
6FKXW]� GHU� 3ULYDWVSKlUH�� =XJDQJ� ]X� |IIHQWOLFKHQ� 'RNXPHQWHQ��
Vertragsrecht sowie Regelungen betreffend die Presse- und Mei
nungsfreiheit in den Medien. 

Artikel 8 

6WLFKWDJ� I�U� GLH� $QZHQGEDUNHLW 

(1) Diese Richtlinie findet auf alle in Artikel 1 genannten 
:HUNH� XQG� 7RQWUlJHU� $QZHQGXQJ�� GLH� DP� RGHU� QDFK� GHP�

29. Oktober 2014 durch die Rechtsvorschriften der Mitglied
VWDDWHQ� DXI� GHP� *HELHW� GHV� 8UKHEHUUHFKWV� JHVFK�W]W� VLQG� 

(2) Diese Richtlinie gilt unbeschadet der Rechtsakte und 
Rechte, die vor dem 29. Oktober 2014 erlassen bzw. erworben 
wurden. 

Artikel 9 

Umsetzung 

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtlinie bis zum 
29. Oktober 2014 nachzukommen. Sie teilen der Kommission 
XQYHU]�JOLFK� GHQ� :RUWODXW� GLHVHU� 5HFKWVYRUVFKULIWHQ� PLW� 

Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den 
Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen 
9HU|IIHQWOLFKXQJ� DXI� GLHVH� 5LFKWOLQLH� %H]XJ�� 'LH� 0LWJOLHGVWDDWHQ�
regeln die Einzelheiten dieser Bezugnahme. 

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut 
der wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die sie 
auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen. 

Artikel 10 

hEHUSU�IXQJVNODXVHO 

Die Kommission verfolgt laufend die Entwicklung von Informa
WLRQVTXHOOHQ� I�U� 5HFKWH�XQG� OHJW� ELV� ]XP� ���� 2NWREHU� ����� XQG�
GDQDFK� LQ� MlKUOLFKHQ� $EVWlQGHQ� HLQHQ� %HULFKW� �EHU� GLH� P|JOLFKH�
Einbeziehung von Verlegern und von Werken oder sonstigen 
6FKXW]JHJHQVWlQGHQ� LQ� GHQ� $QZHQGXQJVEHUHLFK� GLHVHU� 5LFKW
linie vor, die derzeit nicht unter ihren Anwendungsbereich fal
OHQ�� LQVEHVRQGHUH� HLJHQVWlQGLJH� )RWRJUDILHQ� XQG� DQGHUH� %LOGHU� 

Bis zum 29. Oktober 2015 legt die Kommission im Lichte der 
(QWZLFNOXQJ� GLJLWDOHU� %LEOLRWKHNHQ� GHP� (XURSlLVFKHQ�3DUODPHQW��
GHP� 5DW� XQG� GHP� (XURSlLVFKHQ� :LUWVFKDIWV�� XQG� 6R]LDODXV
VFKXVV� HLQHQ� %HULFKW� �EHU� GLH� $QZHQGXQJ� GLHVHU� 5LFKWOLQLH� YRU� 

(UIRUGHUOLFKHQIDOOV� OHJW� GLH� .RPPLVVLRQ� ³� LQVEHVRQGHUH� XP� GDV�
)XQNWLRQLHUHQ� GHV� %LQQHQPDUNWV� VLFKHU]XVWHOOHQ� ³� bQGHUXQJV
YRUVFKOlJH� ]X� GLHVHU� 5LFKWOLQLH� YRU� 

Ein Mitgliedstaat, der berechtigten Grund zu der Annahme hat, 
dass die Umsetzung dieser Richtlinie eine der in Artikel 1 Ab
VDW]� �� JHQDQQWHQ� QDWLRQDOHQ� 5HJHOXQJHQ� �EHU� GLH� 9HUZDOWXQJ�
von Rechten behindert, kann die Kommission mit dieser Ange
OHJHQKHLW� EHIDVVHQ� XQG� LKU� GDEHL� DOOH� PD�JHEOLFKHQ� 1DFKZHLVH�
YRUOHJHQ�� 'LH� .RPPLVVLRQ� EHU�FNVLFKWLJW� GLHVH� 1DFKZHLVH� EHL�
der Erstellung des in Absatz 2 dieses Artikels genannten Be
ULFKWV� XQG� EHL� GHU� 3U�IXQJ� GHU� (UIRUGHUOLFKNHLW� GHU� 9RUODJH�
YRQ� bQGHUXQJVYRUVFKOlJHQ� ]X� GLHVHU� 5LFKWOLQLH� 

Artikel 11 

Inkrafttreten 

'LHVH� 5LFKWOLQLH� WULWW� DP� 7DJ� QDFK� LKUHU� 9HU|IIHQWOLFKXQJ� LP 
$PWVEODWW� GHU� (XURSlLVFKHQ� 8QLRQ in Kraft.

DE /� ������� $PWVEODWW�GHU�(XURSlLVFKHQ�8QLRQ� ����������



Artikel 12 

Adressaten 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

*HVFKHKHQ� ]X� 6WUD�EXUJ� DP� ���� 2NWREHU� ����� 

,P� 1DPHQ� GHV� (XURSlLVFKHQ� 3DUODPHQWV�

'HU� 3UlVLGHQW 

M. SCHULZ 

Im Namen des Rates 

'HU� 3UlVLGHQW 

A. D. MAVROYIANNIS

DE ����������� $PWVEODWW�GHU�(XURSlLVFKHQ�8QLRQ� /� ������



ANHANG 

Bei den Quellen im Sinne von Artikel 3 Absatz 2 handelt es sich unter anderem um folgende: 

��� I�U� YHU|IIHQWOLFKWH� %�FKHU� 

D�� 'HSRWV� DPWOLFK� KLQWHUOHJWHU� 3IOLFKWH[HPSODUH�� YRQ� %LEOLRWKHNHQ� XQG� DQGHUHQ� (LQULFKWXQJHQ� JHI�KUWH� %LEOLRWKHNV
kataloge und Schlagwortlisten; 

E�� 9HUOHJHU�� XQG� $XWRUHQYHUElQGH� LP� MHZHLOLJHQ� /DQG� 

c) bestehende Datenbanken und Verzeichnisse, WATCH (Writers, Artists and their Copyright Holders), die ISBN 
�,QWHUQDWLRQDO� 6WDQGDUG� %RRN� 1XPEHU�� XQG� 'DWHQEDQNHQ� GHU� OLHIHUEDUHQ� %�FKHU� 

d) die Datenbanken der entsprechenden Verwertungsgesellschaften, insbesondere der mit der Wahrnehmung von 
9HUYLHOIlOWLJXQJVUHFKWHQ� EHWUDXWHQ� 2UJDQLVDWLRQHQ� 

H�� 4XHOOHQ�� GLH� PHKUHUH� 'DWHQEDQNHQ� XQG� 9HU]HLFKQLVVH� ]XVDPPHQIDVVHQ�� HLQVFKOLH�OLFK� 9,$)� �9LUWXDO� ,QWHUQDWLRQDO�
Authority Files) und ARROW (Accessible Registries of Rights Information and Orphan Works); 

��� I�U� =HLWXQJHQ�� =HLWVFKULIWHQ�� )DFK]HLWVFKULIWHQ� XQG� 3HULRGLND� 

D�� GLH� ,661� �,QWHUQDWLRQDO� 6WDQGDUG� 6HULDO� 1XPEHU�� I�U� UHJHOPl�LJH� 9HU|IIHQWOLFKXQJHQ� 

E�� ,QGH[H� XQG� .DWDORJH� YRQ� %LEOLRWKHNVEHVWlQGHQ� XQG� �VDPPOXQJHQ� 

c) Depots amtlich hinterlegter Pflichtexemplare; 

G�� 9HUOHJHUYHUElQGH� XQG� $XWRUHQ�� XQG� -RXUQDOLVWHQYHUElQGH� LP� MHZHLOLJHQ� /DQG� 

H�� GLH� 'DWHQEDQNHQ� GHU� HQWVSUHFKHQGHQ� 9HUZHUWXQJVJHVHOOVFKDIWHQ�� HLQVFKOLH�OLFK� GHU� PLW� GHU� :DKUQHKPXQJ� YRQ�
9HUYLHOIlOWLJXQJVUHFKWHQ� EHWUDXWHQ� 2UJDQLVDWLRQHQ� 

��� I�U� YLVXHOOH� :HUNH�� HLQVFKOLH�OLFK� :HUNH� GHU� ELOGHQGHQ� .�QVWH�� )RWRJUDILHQ�� ,OOXVWUDWLRQHQ�� 'HVLJQ�� XQG� $UFKLWHNWXU
ZHUNH� VRZLH� GHUHQ� (QWZ�UIH� XQG� VRQVWLJH� GHUDUWLJH� :HUNH�� GLH� LQ� %�FKHUQ�� =HLWVFKULIWHQ�� =HLWXQJHQ� XQG� 0DJD]LQHQ�
oder anderen Werken enthalten sind: 

D�� GLH� LQ� GHQ� $EVlW]HQ� �� XQG� �� JHQDQQWHQ� 4XHOOHQ� 

E�� GLH� 'DWHQEDQNHQ� GHU� HQWVSUHFKHQGHQ� 9HUZHUWXQJVJHVHOOVFKDIWHQ�� LQVEHVRQGHUH� GHU� 9HUZHUWXQJVJHVHOOVFKDIWHQ� I�U�
ELOGHQGH� .�QVWH�� HLQVFKOLH�OLFK� GHU� PLW� GHU� :DKUQHKPXQJ� YRQ� 9HUYLHOIlOWLJXQJVUHFKWHQ� EHWUDXWHQ� 2UJDQLVDWLRQHQ� 

c) ggf. die Datenbanken von Bildagenturen; 

��� I�U� DXGLRYLVXHOOH� :HUNH� XQG� 7RQWUlJHU� 

a) Depots amtlich hinterlegter Pflichtexemplare; 

E�� 3URGX]HQWHQYHUElQGH� LP� MHZHLOLJHQ� /DQG� 

F�� 'DWHQEDQNHQ� YRQ� LP� %HUHLFK� GHV� )LOP�� RGHU� 7RQHUEHV� WlWLJHQ� (LQULFKWXQJHQ� XQG� QDWLRQDOHQ� %LEOLRWKHNHQ� 

G�� 'DWHQEDQNHQ� PLW� HLQVFKOlJLJHQ� 6WDQGDUGV� XQG� .HQQXQJHQ� ZLH� ,6$1� �,QWHUQDWLRQDO� 6WDQGDUG� $XGLRYLVXDO� 1XPEHU��
I�U� DXGLRYLVXHOOHV� 0DWHULDO�� ,6:&� �,QWHUQDWLRQDO� 6WDQGDUG� 0XVLF� :RUN� &RGH�� I�U� 0XVLNZHUNH� XQG� ,65&� �,QWHUQD
WLRQDO� 6WDQGDUG� 5HFRUGLQJ� &RGH�� I�U� 7RQWUlJHU� 

H�� GLH� 'DWHQEDQNHQ� GHU� HQWVSUHFKHQGHQ� 9HUZHUWXQJVJHVHOOVFKDIWHQ�� LQVEHVRQGHUH� I�U� $XWRUHQ�� DXV�EHQGH� .�QVWOHU�
VRZLH� +HUVWHOOHU� YRQ� 7RQWUlJHUQ� XQG� DXGLRYLVXHOOHQ� :HUNHQ� 

I�� $XII�KUXQJ� GHU� 0LWZLUNHQGHQ� XQG� DQGHUH� ,QIRUPDWLRQHQ� DXI� GHU� 9HUSDFNXQJ� GHV� :HUNV� 

J�� 'DWHQEDQNHQ� DQGHUHU� PD�JHEOLFKHU� 9HUElQGH�� GLH� HLQH� EHVWLPPWH� .DWHJRULH� YRQ� 5HFKWHLQKDEHUQ� YHUWUHWHQ�

DE /� ������� $PWVEODWW�GHU�(XURSlLVFKHQ�8QLRQ� ����������
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